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A. Problem 

Die gesetzliche Neuregelung der Arbeitszeit im Erwerbsleben 
ist dringend erforderlich. Der paradoxe Zustand, daß auf dem 
Arbeitsmarkt ein offenkundiges Überangebot, im Bereich pri- 
vater und öffentlicher Lebensverhältnisse hingegen ein offen- 
kundiger Bedarf an verfügbarer Arbeitskraft besteht, muß ge- 
ändert werden. 


B. Lösung 

Mit dem Arbeitszeitgesetz soll die Erwerbszeit quantitativ 
verkürzt und auf diese Weise auf eine größere Zahl von Be- 
schäftigten umverteilt werden: Das Ziel ist eine spürbare Ver- 
ringerung der Massenarbeitslosigkeit. Des weiteren sollen 
Zeitanteile, die heute noch für Erwerbszeit verausgabt wer- 
den, qualitativ auf solche Arbeiten umverteilt werden, die 
zwar nicht in Gestalt von Erwerbszeiten organisiert sind, 
gleichwohl für das gesellschaftliche Leben und Überleben not- 
wendig sind: Die Ziele sind hierbei ökologischer, sozial- und 
allgemeinpolitischer Art. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Für Bund, Länder, Gemeinden und Arbeitgeber/innen entste- 
hen Kosten, deren Höhe zum größten Teil durch Kostenentla- 
stungen infolge der Reduzierung von Sozialaufwendungen 
aufgehoben werden. Die Restkosten erscheinen angesichts 
der mit diesem Gesetz verbundenen positiven beschäftigungs- 
politischen und gesellschaftspolitischen Vorteile vertretbar. 
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Präambel 

Gesellschaftliche Arbeit befindet sich in einem tief- 
greifenden Veränderungsprozeß. Nach wie vor ist 
abhängige Erwerbsarbeit eine wesentliche Exi- 
stenzgrundlage der Gesellschaft. Aber immer schon 
setzte abhängige Erwerbsarbeit vielfältige andere 
Formen gesellschaftlicher Arbeit (Hausarbeit, Er- 
ziehungs-, politische und kulturelle Arbeit) voraus. 
Heute verringert sich in der Bundesrepublik 
Deutschland das Angebot der Erwerbsarbeit an der 
gesellschaftlichen Gesamtarbeit erheblich — der 
Prozeß wird sich in dramatischer Weise beschleuni- 
gen. 

In dieser Situation ist erforderlich, die für Arbeit 
aufgewandten gesellschaftlichen Zeitmengen neu 
zu verteilen: 

— Einerseits, um das geringer werdende Angebot 
an Erwerbsarbeit in seinen gesellschaftlichen 
Folgen auszugleichen; 

— andererseits, um verfügbare gesellschaftliche 
Zeitmengen in sozial verträglicher Weise für Ar- 
beiten freizusetzen, die sich außerhalb überkom- 
mener Erwerbsarbeitsverhältnisse vollziehen 
und die übergreifenden gesellschafts- und so- 
zialpolitischen Zielen dienen. 

Dem erstgenannten Ziel gelten dringend notwen- 
dige Arbeitszeitverkürzungen, dem zweitgenannten 
gelten Maßnahmen zur gesteigerten Verfügbarkeit 
von Zeitanteilen der Erwerbsarbeit für andere Ar- 
beit mit gesellschaftlich erstrebenswerten Zielen. 

Im Lichte beider Ziele regelt das nachfolgende Ge- 
setz die für Erwerbsarbeit aufgewandte Zeit. Dar- 
über hinaus werden auch Rahmenbedingungen ge- 
schaffen, um gesellschaftlich notwendige wie auch 
gemeinnützige Aufgaben neu zu verteilen und dem 
Bedürfnis der Individuen nach privater Verfü- 
gungszeit entgegenzukommen. 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Arbeitszeit im Sinne dieses Gesetzes ist die 
Zeit, die zur Verrichtung abhängiger Arbeit im Rah- 
men eines Beschäftigungsverhältnisses aufgewandt 
wird. 

(2) Arbeitsgebundene Zeit umfaßt Arbeitszeit, 
Pausen, Zeiten, in denen auf Arbeit gewertet wird, 


und Wegezeiten zwischen Arbeitsstätte und Woh- 
nung. 

(3) Arbeit im Sinne dieses Gesetzes ist jede im 
Betrieb oder in der Verwaltung verrichtete abhän- 
gige Tätigkeit, gleichviel ob sie in einem aktiven 
Tun, in einem Beobachten oder in einem Sich-zur- 
Verfügung-Halten für ein zu erwartendes Tun be- 
steht. 

(4) Von Bereitschaftsdienst ist in diesem Gesetz 
die Rede, wenn der/die Arbeitnehmer/in in der Ar- 
beitsstätte anwesend sein muß, um im Bedarfsfall 
notwendige Tätigkeiten zu verrichten. 

(5) Rufbereitschaft liegt vor, wenn der/die Arbeit- 
nehmer/in außerhalb der betriebsüblichen tägli- 
chen Arbeitszeit an einem von ihm/ihr bestimmten 
Ort erreichbar sein muß, um im Bedarfsfall umge- 
hend zur Arbeitsstätte zu kommen und notwendige 
Tätigkeiten zu verrichten. 

(6) Mehrarbeit im Sinne dieses Gesetzes ist jede 
über die regelmäßige tägliche oder wöchentliche 
Arbeitszeit gemäß § 2 Abs. 1 hinaus geleistete Ar- 
beitsstunde. Von Überstunden wird dann gespro- 
chen, wenn Arbeitsstunden über die betriebsübliche 
vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit hinaus gelei- 
stet werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Arbeitszeit im allgemeinen 

§2 

Regelmäßige 

tägliche und wöchentliche Arbeitszeit 

(1) Die Arbeitszeit darf im Regelfall acht Stunden 
täglich und 40 Stunden wöchentlich nicht über- 
schreiten. Sie darf auf höchstens fünf Werktage in 
der Woche verteilt werden. 

(2) Die betriebsdurchschnittliche arbeitsgebun- 
dene Zeit darf elf Stunden täglich und 50 Stunden 
wöchentlich nicht überschreiten. Überschreitet die 
betriebsdurchschnittliche arbeitsgebundene Zeit 
den zulässigen Höchstwert, so sind zwischen Ar- 
beitgeber/in und Betriebs- oder Personalrat Abhil- 
femaßnahmen (z. B. Senkung der betrieblichen Ar- 
beitszeit, Maßnahmen zur Verringerung von Fahr- 
zeiten, Wohnraumförderung) zu vereinbaren, die 
die arbeitsgebundene Zeit auf das nach Satz 1 zu- 
lässige Maß reduzieren. Den im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften steht das Recht zu, von dem Ar- 
beitgeber und dem Betriebs- oder Personalrat die 
Durchführung notwendiger Abhilfemaßnahmen ge- 
mäß Satz 2 zu fordern. Die betriebsdurchschnitt- 
liche arbeitsgebundene Zeit ist jährlich zu ermit- 
teln; dabei bleiben nicht-vollzeitbeschäftigte Arbeit- 
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nehmer/innen außer Betracht Maßnahmen nach 
Satz 2 müssen zum nächstfälligen Ermittlungster- 
min wirksam geworden sein. 

§3 

Besondere Arbeitszeitregelungen 

(1) Gleitzeit: Kann der/die Arbeitnehmer/in den 
Beginn und das Ende der täglichen Arbeitszeit in- 
nerhalb eines festgelegten Zeitrahmens selbst be- 
stimmen (Gleitzeit), so darf die tägliche Arbeitszeit 
auf höchstens zehn Stunden verlängert werden; die 
wöchentliche Arbeitszeit darf um höchstens acht 
Stunden unter- oder überschritten werden. Inner- 
halb eines Kalendermonats darf die Gleitzeit höch- 
stens einmal zu einer Vier-Tage-Woche zusammen- 
gefaßt werden. Der Ausgleich hat innerhalb eines 
Kalendermonats zu erfolgen. Dabei darf der/die Ar- 
beitnehmer/in die regelmäßige Arbeitszeit um 
höchstens zehn Stunden überschreiten; solche 
Überschreitungen werden auf die regelmäßige Ar- 
beitszeit des nächsten Ausgleichszeitraumes ange- 
rechnet. 

(2) Bereitschaftsdienst: Die Arbeitszeit im Bereit- 
schaftsdienst darf zehn Stunden täglich und 50 
Stunden wöchentlich nicht überschreiten. Ausnah- 
men sind nur zulässig, wenn dies durch während 
der Bereitschaftszeit angefallene Arbeit erfordert 
wird; auch dann darf eine tägliche Arbeitszeit von 
zwölf Stunden nicht überschritten werden. Die in 
Satz 2 genannten Ausnahmen bedürfen der Rege- 
lung durch Tarifvertrag oder, wo ein Tarifvertrag 
üblicherweise nicht besteht, durch Betriebs- oder 
Dienstvereinbarung. 

(3) Rufbereitschaft: Rufbereitschaft ist nur außer- 
halb der betriebsüblichen täglichen Arbeitszeit zu- 
lässig; sie darf zehn Stunden täglich nicht über- 
schreiten. Hinsichtlich gesetzlich angeordneter Ru- 
hepausen (§ 7) ist Rufbereitschaftszeit wie Arbeits- 
zeit zu behandeln. Auf Rufbereitschaft ist Absatz 2 
Sätze 2 und 3 entsprechend anzuwenden. Das Ent- 
gelt für Rufbereitschaftszeit wird durch Tarifver- 
trag oder, wo ein solcher üblicherweise nicht be- 
steht, durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung ge- 
regelt. Arbeit ausschließlich in Rufbereitschaft ist 
unzulässig. 

(4) Verbot der Arbeit auf Abruf: Vereinbarungen, 
daß der/die Arbeitnehmer/in während der betriebs- 
üblichen täglichen Arbeitszeit zur Anpassung sei- 
ner/ihrer Arbeitszeit an den Arbeitsanfall erreich- 
bar sein muß, um auf Abruf des/der Arbeitgebers/in 
die Arbeit aufzunehmen, sind unzulässig. Arbeit- 
nehmer/innen, die entgegen Satz 1 in Arbeit auf 
Abruf beschäftigt werden, haben vollen Vergü- 
tungsanspruch für die gesamte Wartezeit. 

(5) Schichtarbeit darf die Dauer von acht Stunden 
täglich nicht überschreiten. Im Falle von Wechsel- 
schicht muß bei einem Wechsel des Schichtbeginns 
eine ununterbrochene Ruhezeit von 48 Stunden ge- 
währt werden. Vollkontinuierlicher Schichtbetrieb 
ist nur unter den Voraussetzungen des § 16 (Aus- 
nahmen vom Verbot der Nachtarbeit) zulässig. 


(6) In Saison- und Kampagnebetrieben dürfen 
von § 2 abweichende Regelungen durch Tarifver- 
trag oder, falls ein solcher üblicherweise nicht be- 
steht, durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung ge- 
regelt werden. 


DRITTER ABSCHNITT 

Ruhepausen, Verfügungszeiten, Ruhezeiten 
§4 

Ruhepausen 

Die tägliche Arbeitszeit muß durch Ruhepausen 
unterbrochen werden. Die Ruhepausen müssen 
mindestens betragen 

— bei einer Arbeitszeit von mehr als vier Stunden 
20 Minuten täglich, 

— bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs Stun- 
den 30 Minuten täglich. 

Als Ruhepause gilt nur eine Arbeitsunterbrechung 
von mindestens 15 Minuten. Kürzere Ruhepausen 
können tarifvertraglich bei Schichtarbeit verein- 
bart werden. Die Ruhepausen oder der Zeitraum, in 
dem die Arbeitnehmer/innen die Ruhepausen neh- 
men können, müssen im voraus festgelegt sein. 

§5 

Persönliche Verfügungszeit 

Jedem/er Arbeitnehmer/in steht für einen Arbeits- 
zeitblock von vier Stunden jeweils eine persönliche 
Verfügungszeit von zehn Minuten während der Ar- 
beitszeit zu. Die betriebliche Arbeitsorganisation 
hat die Möglichkeit der Inanspruchnahme der per- 
sönlichen Verfügungszeit zu gewährleisten. Im 
Falle besonders belastender Tätigkeiten kann der 
Betriebs- oder Personalrat eine Ausweitung der 
persönlichen Verfügungszeit verlangen. 

§6 

Kollektive Verfügungszeit 

(1) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder einer 
Betriebsgruppe steht dieser Gruppe eine kollektive 
Verfügungszeit von einer Stunde pro Woche wäh- 
rend der Arbeitszeit zu. Liegen die Voraussetzun- 
gen nach Satz 1 vor, so hat jedes Mitglied der be- 
treffenden Betriebsgruppe einen Anspruch auf die 
kollektive Verfügungszeit. 

(2) Unter einer Betriebsgruppe ist eine Gruppe 
von Arbeitnehmern/innen zu verstehen, die räum- 
lich und arbeitsorganisatorisch durch die gemein- 
same Tätigkeit an einem Produkt oder einer Dienst- 
leistung verbunden sind und regelmäßig einem 
Meister, Vorarbeiter oder Stellenleiter zugeordnet 
sind. 
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§9 

Überstundenabgeltung 


§7 

Ruhezeiten 

(1) Den Arbeitnehmern/innen ist nach Beendi- 
gung der täglichen Arbeitszeit eine ununterbro- 
chene Ruhezeit von mindestens zwölf Stunden zu 
gewähren. 

(2) Aufgrund eines Tarifvertrages kann die Ruhe- 
zeit auf elf Stunden verkürzt werden. 

(3) Im Falle von Bereitschaftsdienst und Rufbe- 
reitschaft kann durch Tarifvertrag eine von den Ab- 
sätzen 1 und 2 abweichende Regelung getroffen 
werden. 


VIERTER ABSCHNITT 

Mehrarbeit und Überstundenvergütung 
§8 

Zulässige Mehrarbeit 

(1) Aufgrund kollektiver Regelungen (Tarifver- 
trag, Betriebs- oder Dienstvereinbarung, Rege- 
lungsabrede) kann die regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit um zwei Stunden verlängert werden, so- 
weit dies zur Erledigung unvorhersehbarer und un- 
aufschiebbarer Arbeiten nötig ist. Die Aufarbeitung 
arbeitskampfbedingter Produktionsrückstände fällt 
nicht unter den Begriff der unvorhersehbaren und 
unaufschiebbaren Arbeiten. 

(2) Besteht in einem Betrieb oder einer Dienst- 
stelle keine Interessenvertretung nach dem Be- 
triebsverfassungsgesetz oder den Personalvertre- 
tungsgesetzen und findet auch kein Tarifvertrag 
Anwendung, so kann die Arbeitszeit einzelvertrag- 
lich um eine Stunde gegenüber der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit verlängert werden, so- 
weit dies zur Erledigung unvorhersehbarer und un- 
aufschiebbarer Arbeiten nötig ist. 

(3) Innerhalb eines Zeitraums von vier Wochen 
ist die Zusammenlegung von Mehrarbeit zu einer 
Sonderschicht aufgrund kollektiver Regelung zuläs- 
sig, soweit die Voraussetzungen des Absatzes 1 vor- 
liegen. 

(4) Ordnet ein /eine Arbeitgeber/in Mehrarbeit 
oder Überstunden an, ohne vorher die erforderliche 
Zustimmung des Betriebs- oder Personalrats einge- 
holt zu haben, so kann dieser von dem/der Arbeit- 
geber/in Unterlassung verlangen. 

(5) Kein/e Arbeitnehmer/in darf gegen seinen/ 
ihren Willen zur Ableistung von Mehrarbeit oder 
Überstunden herangezogen werden. Dies gilt auch, 
wenn es sich um zulässige Überstunden aufgrund 
kollektiver Regelung handelt. Eine Ausnahme be- 
steht im Falle unaufschiebbarer Notarbeiten in- 
folge unvorhersehbarer Katastrophen oder Natur- 
ereignisse. Lehnt ein/e Arbeitnehmer/in die Ablei- 
stung von Überstunden ab, die nicht unter Satz 3 
fallen, darf er/sie deshalb nicht diskriminiert wer- 
den; § 16 Abs. 2 findet entsprechend Anwendung. 


(1) Die Abgeltung geleisteter Arbeitsstunden, die 
über die betriebsübliche wöchentliche Arbeitszeit 
hinausgehen (Überstunden), erfolgt für die erste 
Überstunde wahlweise durch Freizeitausgleich oder 
Entgeltzahlung. Dem/der Arbeitnehmer/in steht 
das Wahlrecht zu. Jede weitere über die betriebsüb- 
liche wöchentliche Arbeitszeit hinaus geleistete Ar- 
beitsstunde ist in Freizeit auszugleichen. 

(2) Jede Überstunde ist in Form eines zeitlichen 
oder entgeltlichen Zuschlags zusätzlich zu vergü- 
ten. Dem/der Arbeitnehmer/in steht das Wahlrecht 
zu. Der Zuschlag muß bei Wahl von Freizeitsaus- 
gleich doppelt so hoch sein wie der Entgeltzu- 
schlag. 

(3) Freizeitausgleich ist in einem Zeitraum von 
neun Wochen nach Anfall der Überstunden zu ge- 
währen. Eine Übertragung kann nur ausnahms- 
weise für weitere vier Wochen stattfinden. Die Zeit 
des Ausgleichs bestimmt sich nach Vorschlägen 
des/der Arbeitnehmers/in. 

§10 

Mehrarbeit und Überstunden 
bei Teilzeitbeschäftigung 

Für Arbeitnehmer /innen, deren vereinbarte Wo- 
chenarbeitszeit kürzer ist als die betriebsübliche, 
gilt jede über die vereinbarte Arbeitszeit hinaus ge- 
leistete Arbeitsstunde als Überstunde. §§ 8 und 9 
finden insoweit Anwendung. 

§11 

Mehrere Arbeitgeber 

Wird ein/eine Arbeitnehmer/in in von mehreren 
Arbeitgebern/innen beschäftigt, so werden die Ar- 
beitszeiten zusammengerechnet. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Freistellungsansprüche 

§12 

Bezahlte Freistellung 

(1) Ist im Hausstand des/der Arbeitnehmers/in 
eine Person erkrankt, die nachweislich auf die 
Pflege des/der Arbeitnehmers /in angewiesen ist, so 
ist dieser/e nach Maßgabe der Erforderlichkeit bis 
zu fünf vollen Arbeitstagen pro Jahr ohne Ver- 
diensteinbuße freizustellen. Ist eine fünftägige Frei- 
stellung nachweislich wegen der Schwere der Er- 
krankung nicht ausreichend, so kann der/die Ar- 
beitnehmer/in eine Freistellung von weiteren 15 
Tagen verlangen. Der/die Arbeitgeber/in kann sich 
Lohn- und Gehaltsaufwendungen für die weiteren 
15 Tage vom Träger der Krankenversicherung des/ 
der Arbeitnehmers/in erstatten lassen. Das Nähere 
regelt ein Bundesgesetz. 
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(2) Unbeschadet weitergehender gesetzlicher und 
tariflicher Regelungen hat der/die Arbeitnehmer/in 
Anspruch auf bezahlte Freistellung ohne Verdienst- 
einbuße zur Teilnahme an beruflichen, wissen- 
schaftlichen, politischen und kulturellen Fort-, Wei- 
ter- und Allgemeinbildungsveranstaltungen, soweit 
sie als förderungswürdig anerkannt sind oder staat- 
lich veranstaltet werden. 

(3) Unbeschadet weitergehender gesetzlicher 
oder tariflicher Regelungen hat der/die Arbeitneh- 
mer/in Anspruch auf bezahlte Freistellung ohne 
Verdiensteinbuße zu ehrenamtlicher, gemeindli- 
cher, lokal- und regionalpolitischer sowie gewerk- 
schafts- und sonstiger gesellschaftspolitischer Betä- 
tigungen. 

(4) Der/die Arbeitnehmer/in hat in jedem Monat 
Anspruch auf einen bezahlten persönlichen Verfü- 
gungstag. 

(5) Die Freistellungen nach Absätzen 2 bis 4 dür- 
fen 20 Arbeitstage im Kalenderjahr nicht über- 
schreiten. 

§13 

Freistellungen mit Lohnersatzansprüchen 

(1) Erziehende Eltern, Elternteile oder andere die 
Betreuung tatsächlich wahrnehmende Personen 
haben Anspruch auf Freistellung für die Pflege und 
Erziehung von Kindern, die in ihrem Hausstand 
leben und noch nicht 14 Jahre sind. Für jedes Kind 
kann Freistellung bis zu drei Kalenderjahren ver- 
langt werden. Ist der/die Arbeitnehmer/in alleiner- 
ziehend, so steht ihm/ihr der Freistellungsanspruch 
in vollem Umfang zu. Erzieht der/die Arbeitneh- 
mer/in das Kind in Hausgemeinschaft mit seinem/r 
Ehepartner/in oder einem/r in eheähnlicher Ge- 
meinschaft lebenden Partner/in, so steht je- 
dem/r Partner/in nur ein Freistellungsanspruch 
von eineinhalb Jahren zeitlich nacheinander zu. 

(2) Die Freistellungsansprüche nach Absatz 1 be- 
dürfen der Anmeldung beim Arbeitgeber/in in einer 
Frist von sechs Monaten. Sie können in der Form 
von Teilfreistellungen beansprucht werden. In die- 
sem Fall verlängert sich der Gesamtzeitraum der 
Freistellung entsprechend. 

(3) Arbeitnehmer/innen haben Anspruch auf 
Freistellung für die Verrichtung gemeinnütziger, re- 
ligiöser und mildtätiger Tätigkeiten im Sinne von 
§§ 52, 53 Abgabenordnung 1977. Die Freistellung be- 
trägt bis zu vier Arbeitsstunden pro Arbeitswoche; 
sie bedarf einer vierwöchigen Ankündigungsfrist. 

(4) Für die Dauer der Freistellung nach Absät- 
zen 1 bis 3 erhält der/die Arbeitnehmer/in anstelle 
des Lohnes oder Gehalts eine staatliche Entschädi- 
gung. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 

§14 

Unbezahlte Freistellung 

(1) Arbeitnehmer/innen haben einen Anspruch 
auf unbezahlte Freistellung von der Arbeit zur per- 


sönlichen Verfügung für einen Zeitraum bis zu 
sechs Monaten innerhalb von sechs Jahren. Die 
Verteilung dieser Verfügungszeit steht im Ermes- 
sen des/der Arbeitnehmers/in. Die Inanspruch- 
nahme bedarf in jedem Fall einer Ankündigungs- 
frist von sechs Monaten. 

(2) Arbeitnehmer/innen haben einen Anspruch 
auf unbezahlte Freistellung bis zu drei Jahren, 
wenn eine in ihrem Hausstand lebende Person auf 
ihre Pflege angewiesen ist. § 13 Abs. 2 Satz 2 und 
Satz 3 findet entsprechende Anwendung. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Nachtarbeit 

§15 

Nachtarbeitsverbot 

Arbeitnehmer/innen dürfen in der Nachtzeit von 
22 bis 6 Uhr, in mehrschichtigen Betrieben in der 
Nachtzeit von 23 bis 5 Uhr, nicht beschäftigt wer- 
den. 

§16 

Ausnahmen vom Verbot der Nachtarbeit 

(1) Abweichend von § 15 dürfen Arbeitnehmer/ 
innen in der Nachtzeit beschäftigt werden, soweit 

1. die Nachtarbeit zur Aufrechterhaltung der Ver- 
sorgung der Bevölkerung mit lebenswichtigen 
Gütern oder Dienstleistungen unverzichtbar ist; 

2. die Nachtarbeit im Verkehrswesen, im Zeitungs- 
wesen, bei den Nachrichtenübermittlungen, in 
Gast- und Schankwirtschaften, im übrigen Be- 
herbergungsgewerbe, bei Musikaufführungen, 
bei Theater- oder Filmvorführungen und -auf- 
nahmen, anderen Schaustellungen, Sportveran- 
staltungen, Darbietungen oder unterhaltenden 
Veranstaltungen erbracht wird; 

3. in Tarifverträgen aufgrund unabweisbarer be- 
triebstechnischer Erfordernisse die Zulässig- 
keit von Nachtarbeit ausnahmsweise vereinbart 
wurde. 

(2) Kein/e Arbeitnehmer/in darf gegen seinen/ 
ihren Willen zur Ableistung von Nachtarbeit heran- 
gezogen werden oder wegen seiner/ihrer Weige- 
rung diskriminiert werden. Lehnt ein/e Arbeitneh- 
mer/in die Erbringung von Nachtarbeit ab, und 
kommt es in einem Zeitraum von sechs Monaten 
nach der Ablehnung zu Verschlechterungen der Ar- 
beitsbedingungen des/der Arbeitnehmers/in durch 
einseitige Verfügung des/r Arbeitgebers/in, so hat 
dieser/e zu beweisen, daß dies nicht auf der Verwei- 
gerung von Nachtarbeit beruht; anderenfalls gelten 
die ursprünglichen Vertragsbedingungen fort. 
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§17 

Entschädigung für die besondere Erschwernis 
der Nachtarbeit 

Sofern aufgrund vorstehender Bestimmungen 
Ausnahmen vom Nachtarbeitsverbot zugelassen 
sind, muß die Nachtarbeit kürzer als die betriebsüb- 
liche Tagarbeit bemessen sein und die besondere 
Belastung durch Nachtarbeit ganz oder teilweise 
durch Freizeit ausgeglichen werden. § 9 Abs. 1 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Ausnahmeregelun- 
gen müssen auf einen angemessenen Zeitraum be- 
fristet sein oder vorsehen, daß die von ihr umfaßten 
Arbeitnehmer/innen nur für eine bestimmte Zeit- 
dauer vom Nachtarbeitsverbot befreit sind. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Sonn- und Feiertagsruhe 

§18 

Arbeitsverbot an Sonn- und Feiertagen 

Arbeitnehmer/innen dürfen an Sonn- und Feier- 
tagen nicht beschäftigt werden. 

§19 

Ausnahmen vom Verbot der Beschäftigung 
an Sonn- und Feiertagen 

(1) Abweichend von § 18 dürfen Arbeitnehmer/ 
innen an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden, 
soweit 

1. es sich um Arbeiten handelt, bei denen aus- 
nahmsweise Nachtarbeit gemäß § 16 zulässig 
wäre; 

2. die Voraussetzungen der §§ 105c und 105f Ge- 
werbeordnung erfüllt sind. 

(2) Werden Arbeitnehmer/innen an einem Sonn- 
tag oder an einem auf einen Werktag fallenden Fei- 
ertag beschäftigt, so sind sie an einem anderen Ar- 
beitstag derselben, der vorhergehenden oder der 
nachfolgenden Woche von der Arbeit freizustellen. 
In Betrieben mit einem Betriebsruhetag kann die 
Freistellung nur dann an diesem Tag erfolgen, 
wenn die Arbeitnehmer/ innen des Betriebes allge- 
mein an dem betreffenden Sonn- oder Feiertag ge- 
arbeitet haben. Bestehende Zuschlagsregelungen 
für die Arbeit an Sonn- und Feiertagen bleiben von 
der vorstehenden Regelung unberührt. 


ACHTER ABSCHNITT 

Ausnahmen, Durchführungs- 
und Übergangsregelungen 

§20 

Ausnahmen in besonderen Fällen 

In Katastrophen-, Unglücks- und vergleichbaren 
betrieblichen Notfällen darf von den §§2 bis 7, 8 


Abs. 1 und 2 sowie §§ 10, 15 und 18 abgewichen wer- 
den, soweit unaufschiebbare Arbeiten erledigt wer- 
den müssen. 

§21 

Aushänge und Verzeichnisse 

(1) Der/die Arbeitgeber/in ist verpflichtet, 

1. einen Abdruck des Arbeitszeitgesetzes an geeig- 
neter Stelle im Betrieb zur Einsichtnahme aus- 
zulegen; 

2. einen Aushang über Beginn und Ende der regel- 
mäßigen täglichen Arbeitszeit und der Ruhepau- 
sen an sichtbarer Stelle im Betrieb anzubrin- 
gen; 

3. einen Nachweis über Mehrarbeit und Überstun- 
den gemäß § 8 sowie über Ausnahmefälle gemäß 
§§ 16 und 19 zu führen. Den beteiligten Arbeit- 
nehmern/innen ist auf Verlangen Einsicht in 
den Nachweis zu gewähren. 

(2) Der in Absatz 1 Nr. 4 vorgeschriebene Nach- 
weis ist dem Gewerbeaufsichtsamt auf Verlangen 
vorzulegen. 

§22 

Aufsichtsbehörde 

(1) Die Einhaltung dieses Gesetzes und der auf- 
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nungen wird von den nach Landesrecht zuständi- 
gen Behörden (Aufsichtsbehörden) überwacht. 

(2) Für den öffentlichen Dienst des Bundes sowie 
für die bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts wer- 
den die Aufgaben und Befugnisse der Aufsichtsbe- 
hörde vom zuständigen Bundesminister oder von 
den von ihm bestimmten Stellen wahrgenommen. 

(3) Der/die Arbeitgeber/in hat der Aufsichtsbe- 
hörde die für die Durchführung dieses Gesetzes er- 
forderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(4) Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde sind 
berechtigt, die Arbeitsstätten zu betreten und zu 
besichtigen; wenn sich die Arbeitsstätten in einer 
Wohnung befinden, dürfen sie nur zur Verhütung 
von dringenden Gefahren für die öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung betreten und besichtigt werden. 
Der/die Arbeitgeber/in hat das Betreten und Be- 
sichtigen der Arbeitsstätten zu gestatten. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar- 
tikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit einge- 
schränkt. 

§23 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitge- 
ber/in vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen §§ 2 und 3 Arbeitnehmer über die 
Grenzen der werktäglichen Arbeitszeit hinaus 
oder auf Abruf beschäftigt, 
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2. entgegen §§ 4 bis 7 Ruhepausen, Verfügungszei- 
ten und Ruhezeiten nicht oder nicht mit der vor- 
geschriebenen Mindestdauer gewährt, 

3. entgegen §§ 8 bis 10 Arbeitnehmer/innen über 
die zulässige Grenze hinaus Mehrarbeit verrich- 
ten läßt oder den vorgeschriebenen Freizeitaus- 
gleich in diesen Fällen nicht gewährt, 

4. entgegen §§ 12 bis 14 Freistellungen nicht ge- 
währt oder seinen/ihren Verpflichtungen zur 
Entgeltzahlung im Falle des § 12 nicht nach- 
kommt, 

5. entgegen §§15 und 18 Arbeitnehmer/innen zur 
Nachtzeit oder an Sonn- und Feiertagen be- 
schäftigt, 

6. entgegen §21 den vorgeschriebenen Aushang 
nicht anbringt, entgegen § 21 Abs. 2 die erforder- 
lichen Auskünfte trotz Abmahnung nicht erteilt 
oder Unterlagen auf Verlangen nicht vorlegt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 bis 5 mit einer Geldbuße bis zu 
50 000 Deutsche Mark, in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 6 mit einer Geldbuße bis zu 25 000 Deutsche 
Mark geahndet werden. 

(3) Wer vorsätzlich eine der in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 
bezeichnete Handlung begeht und dadurch Arbeit- 
nehmer/innen in ihrer Gesundheit oder Arbeits- 
kraft gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu ei- 
nem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

§24 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz findet keine Anwendung 

1. auf Jugendliche und Auszubildende bis zur Voll- 
endung des 18. Lebensjahres, 


2. auf Arbeitnehmer/innen in leitender Stellung, 
die Dauer und Lage ihrer Arbeitszeit weitge- 
hend selbst bestimmen können. 

§25 

Ubergangsregelung 

Tarifliche Regelungen, die in Teilen oder insge- 
samt den Anforderungen dieses Gesetzes nicht ent- 
sprechen, verlieren in diesem Teil mit Ablauf des 
31. Dezember 1986 ihre Wirksamkeit. 

§26 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechts Verordnungen, die aufgrund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§27 

Inkrafttreten und Ablösung 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft Gleichzeitig 
treten außer Kraft 

1. die Arbeitszeitordnung in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 80/50-1, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 10. März 
1975 (BGBl. I S. 685), mit Ausnahme der §§ 16 
und 25 Abs. 1 Nr. 6, Abs. 2 Nr. 1 sowie Abs. 3 bis 
5, 

2. §§ 105 a und 105 b, §§ 105 d und 105 e sowie §§ 105 g 
bis 105 j der Gewerbeordnung. 


Bonn, den 25. Oktober 1984 
Hoss 

Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 
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Begründung 


A. Grundgedanken und Inhalt des Entwurfs 

Die gesetzliche Neuregelung der Arbeitszeit im Er- 
werbsleben ist dringend erforderlich. Der paradoxe 
Zustand, daß auf dem Arbeitsmarkt ein offenkundi- 
ges Überangebot, im Bereich privater und öffentli- 
cher Lebensverhältnisse hingegen ein offenkundi- 
ger Bedarf nach verfügbarer Arbeitskraft und Ar- 
beitszeit besteht, gibt diesem Entwurf eines Ar- 
beitszeitgesetzes das Gepräge. Einmal soll die Er- 
werbsarbeitszeit quantitativ verkürzt und auf diese 
Weise auf eine größere Zahl von Beschäftigten um- 
verteilt werden: das Ziel ist hierbei eine spürbare 
Verringerung der Massenarbeitslosigkeit. Zum an- 
deren sollen Zeitanteile, die heute noch für Er- 
werbsarbeit verausgabt werden, qualitativ auf sol- 
che Arbeiten umverteilt werden, die zwar nicht in 
Gestalt von Erwerbsarbeit organisiert sind, gleich- 
wohl für das gesellschaftliche Leben und Überleben 
notwendig sind: die Ziele sind hierbei ökologischer, 
sozial- und allgemeinpolitischer Art. 

Bei der Konzipierung des Entwurfes wurde von fol- 
genden Überlegungen ausgegangen: 

1. Der Begriff der Arbeit muß in zwei Richtungen 
erweitert werden. Zum einen sind solche Arbei- 
ten zu berücksichtigen, die nicht erwerbswirt- 
schaftlich organisiert, aber gleichwohl gesell- 
schaftlich notwendig sind. Angestrebt wird die 
Gleichverteilung sowohl der Erwerbsarbeit als 
auch der Nichterwerbs ar beit auf die Erwachse- 
nen beiderlei Geschlechts. Zu diesem Zweck sol- 
len die bisher starren Beschäftigungsverhält- 
nisse durch individuelle und kollektive Freistel- 
lungsansprüche auf gelockert werden. Daneben 
ist zu berücksichtigen, daß heute zunehmend ar- 
beitsplatzbezogene Zeit für Tätigkeiten aufge- 
wandt wird (vor allem Wegezeiten, daneben Um- 
kleidezeiten und Pausen), die gegenwärtig nicht 
zur bezahlten Arbeitszeit zählen. Da diese Zei- 
ten gleichwohl durch Erwerbsarbeit gebunden 
sind, wird eine Höchstgrenze für die gesamte 
arbeitsgebundene Zeit eingeführt. 

2. Die Möglichkeit für Frauen zur Aufnahme bzw. 
zur Aufrechterhaltung einer existenzsichernden 
Beschäftigung müssen wesentlich verbessert 
werden. Im Zusammenhang damit muß die 
Gleichbeteiligung der erwerbstätigen Männer 
an der Hausarbeit und der Kinderbetreuung u. a. 
durch neue arbeits zeitliche Regelungen ermög- 
licht werden. 

3. Die in der Arbeitszeitordnung von 1938 und in 
den Arbeitszeitgesetzentwürfen von SPD und 
CDU/CSU vorgesehenen Dispositionsrechte der 
Arbeitgeber, die Arbeitszeit zu verlängern und 
ihre Lage u. U. zu variieren, müssen begrenzt 
werden. Sie verlangen aber auch ein Gegenge- 


wicht in Form erweiterter Arbeitnehmerreehte 
auf Arbeitsfreistellung für andere gesellschaftli- 
che notwendige Arbeiten und Selbstbestimmung 
über die Lage von Arbeits- und Freizeit. Die hier 
vorgeschlagenen Regelungen stellen keinen Wi- 
derspruch zu notwendigen kollektiven Verkür- 
zungen der Erwerbsarbeitszeit dar. Vielmehr 
stehen die im Arbeitszeitgesetz verankerten in- 
dividuellen Rechtsansprüche im Kontext einer 
notwendigen Umverteilung von Arbeit und Ein- 
kommen gleichberechtigt neben Formen kollek- 
tiver Arbeitszeitverkürzung und den Bemühun- 
gen um die Entwicklung existenzsichernder Ein- 
kommen. 

4. Eine sozial angemessene und akzeptable Vertei- 
lung der gesellschaftlichen Arbeitzeit kann nicht 
mittels detaillierter gesetzlicher Vorschriften für 
jeden Einzelfall erzwungen werden. Sie hat viel- 
mehr soziale Bewegungen zur Voraussetzung, 
die gegenwärtig unbefriedigte Bedürfnisse arti- 
kulieren. Um solchen Entwicklungen Raum zu 
geben, bedarf es geeigneter Rahmenregelungen 
für individuelle und kollektive Vereinbarungen 
im Arbeitszeitrecht, die den Besonderheiten von 
Arbeitnehmergruppen, Branchen und Arbeits- 
plätzen Rechnung tragen können. 

Die Neuordnung der Arbeitszeit, die den hier ange- 
sprochenen Interessen der Arbeitnehmer an exi- 
stenzsichernden Einkommen, an der Erhöhung des 
Beschäftigungsniveaus und an humaneren Arbeits- 
und Lebensbedingungen entspricht, erfordert die 
Umverteilung eines erheblichen Teils der gesell- 
schaftlichen (bezahlten und unbezahlten) Arbeits- 
zeit. Die vorgeschlagenen gesetzlichen Regelungen 
bieten Wege an, auf denen sich diese qualitative 
Verschiebung gesellschaftlicher Arbeitszeitmengen 
mit einem Minimum an „Reibungsverlusten“ voll- 
ziehen kann. Diesem Zweck dienen 

— drastische Begrenzung der Überstunden, 

— Einführung einer Obergrenze für erwerbsar- 
beitsgebundene Zeit, 

— Behandlung von Arbeitsbereitschaft als eine 
Form regulärer Arbeit, 

— Begrenzung des Umfanges und Anteils der Ruf- 
bereitschaft an der arbeitsgebundenen Zeit, 

— Festlegung der vereinbarten Arbeitszeit als 
Grenze, jenseits derer Überstundenarbeit — 
auch im Falle von Teilzeitbeschäftigung — vor- 
liegt, 

— Vorrang von Freizeitausgleich gegenüber Ent- 
geltzahlung bei Überstunden und Mehrarbeit, 
Nachtarbeit sowie Sonn- und Feiertagsarbeit. 

Für die Beschäftigungswirkung bedeutsam ist, daß 
weder Mehrarbeit noch Nachtarbeit gegen den Wil- 




Drucksache 10/2188 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


len der Arbeitnehmer zulässig sind und daß die 
Festlegung der zeitlichen Lage des Freizeitausglei- 
ches nicht zum Instrument eines arbeitskraftspa- 
renden Personaleinsatzes („abfeiern“ in umsatz- 
schwachen Perioden) gemacht werden darf. Die Ar- 
beitnehmer/innen erhalten das Vorschlagsrecht für 
eine an ihren Bedürfnissen orientierte Freizeitlage. 
Beschäftigungspolitisch bedeutsam sind ferner die 
Freistellungsrechte und Ansprüche auf Verfügungs- 
zeiten. Damit soll den Arbeitnehmer/innen eine ih- 
ren situativ unterschiedlichen Bedürfnissen ent- 
sprechende Arbeitszeitgestaltung ermöglicht wer- 
den, ohne daß der Bezug auf einen Vollzeitarbeits- 
platz verlorengeht. Diese Regelungen sind damit so- 
zial erwünscht und akzeptable Formen einer Er- 
werbsarbeitszeitverkürzung während des Arbeitsle- 
bens. Ihre Finanzierung, die separat zu regeln ist, 
kann insoweit auch auf einer durch den positiven 
Arbeitsmarkteffekt bewirkten Entlastung des Sozi- 
alhaushaltes aufbauen. 

Über den beschäftigungspolitischen Effekt hinaus 
bietet der vorliegende Arbeitszeitgesetzentwurf 
weitergehende gesellschaftspolitische Perspekti- 
ven. Die hier angeregte Form der Arbeitszeitver- 
kürzung ermöglicht einen zeitlich begrenzten und 
frei wählbaren (Teil-) Rückzug aus der Erwerbsar- 
beit. Sie kann in dieser Gestalt zur Grundlage der 
Befriedigung persönlicher und familiärer Bedürf- 
nisse werden und die Übernahme anderer gesell- 
schaftlich notwendiger Aufgaben erleichtern. In 
dieser Perspektive ist sie den traditionellen Formen 
der Lebensarbeitszeitverkürzung (z. B. eines verzö- 
gerten Berufseintrittes und eines mehr oder weni- 
ger unfreiwilligen vorgezogenen Ruhestandes) ein- 
deutig überlegen. 

Gesellschaftspolitisch bedeutsam ist weiter, daß die 
Bedingungen erleichtert werden, die tradierte ge- 
schlechtliche Arbeitsteilung aufzuheben. Männer 
und Frauen sollen tendenziell die gleichen Möglich- 
keiten haben, an unterschiedlichen Arbeitsberei- 
chen zu partizipieren. Dazu dienen die verschie- 
denen Formen der Freistellung (z. B. für Kinderer- 
ziehung und Hausarbeit). 

Die vorgeschlagenen Verfügungszeiten im Erwerbs- 
alltag dienen dem Ausgleich typischer Benachteili- 
gungen von Arbeitnehmern/innen durch die mo- 
derne Arbeitsorganisation. Tägliche persönliche 
Verfügungszeiten sichern den Arbeitenden ein Min- 
destmaß an Beweglichkeit zur Befriedigung kom- 
munikativer, körperlicher o. ä. Bedürfnisse. 

Die Möglichkeit einer wöchentlichen kollektiven 
Verfügungszeit erlaubt es einzelnen Arbeitsgrup- 
pen bzw. Teilbelegschaften, kurzfristig Diskussio- 
nen zu aktuellen Themen zu organisieren und eine 
permanente Kommunikations- wie auch gegenseiti- 
gen Qualifikationsprozeß herzustellen; dieses ge- 
lingt bekanntlich in den rituellen Betriebsversamm- 
lungen nur ungenügend. Der monatliche Verfü- 
gungstag soll es allen Arbeitnehmern/ innen gestat- 
ten, ohne besondere Begründungspflicht gegenüber 
dem Arbeitgeber persönliche Termine bzw. Aufga- 
ben wahrzunehmen. 


Da das Arbeitszeitgesetz vorrangig Rahmenbedin- 
gungen für detaillierte und sachnähere kollektive 
und ggf. individuelle Regelungen schaffen soll, ent- 
hält der Gesetzentwurf an mehreren Stellen Öff- 
nungsklauseln für Tarifverträge oder Betriebs-/ 
Dienstvereinbarungen. Dies gilt für die Zulässigkeit 
von Mehrarbeit und Überstunden, für Ausnahmen 
vom Verbot der Nachtarbeit und der Sonn- und Fei- 
ertagsarbeit (die bisher in der Gewerbeordnung ge- 
regelt war, aber nunmehr in das Arbeitszeitgesetz 
integriert werden soll). Diese und andere Öffnungs- 
klauseln sollen ermöglichen, den Besonderheiten 
bestimmter Bereiche — z. B. des Krankenhausdien- 
stes — Rechnung zu tragen. 

Für den Fall der Anordnung von Überstunden ohne 
vorherige Zustimmung des Betriebsrates wurde zur 
Korrektur der Rechtssprechung des Bundesarbeits- 
gerichtes ausdrücklich ein Unterlassungsanspruch 
des Betriebsrates im Gesetz verankert. 

Auch in den Fällen, in denen dies nicht ausdrück- 
lich betont wird, geht der Entwurf häufig davon aus, 
daß Rahmenbedingungen vorgegeben werden, die 
dann durch konkretere kollektive Regelungen aus- 
zufüllen sind. Dies gilt für die Regelarbeitszeit des 
§ 2 ebenso wie für alle Sonderformen der Arbeits- 
zeitgestaltung nach § 3. 

Arbeitsschutzbestimmungen für Arbeitnehmer bei- 
den Geschlechts, die rechtliche Absicherung und 
Gleichstellung von Teilzeitbeschäftigten sowie der 
in Heimarbeit Tätigen wurden aus systematischen 
und inhaltlichen Gründen nicht in den Entwurf auf- 
genommen. Sie bleiben weiteren Gesetzesvorhaben 
Vorbehalten. 


B. Die einzelnen Vorschriften 

Zu § 1: Begriffsbestimmungen 

Der Entwurf beginnt mit der Klärung einiger wich- 
tiger Begriffe, insbesondere solcher, in denen sich 
die Grundgedanken der Veränderungsvorschläge 
dieses Entwurfs ausdrücken. Mit diesen Begriffsbe- 
stimmungen soll — wie dies etwa in der Angelsäch- 
sischen Gesetzgebungspraxis üblich ist — das Ge- 
setzgebungsvorhaben auch für solche Adressaten 
durchsichtig werden, denen sonst der Zugang zur 
juristischen Ausdrucksweise schwerfällt. 

Dies drückt sich zunächst einmal darin aus, daß die 
bisherige Vierteilung arbeitszeitrechtlich bedeutsa- 
mer Tätigkeitsformen — Arbeit, Arbeitsbereit- 
schaft, Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft — in 
den Arbeitszeitgesetzentwurf hineingezogen und 
neu gefaßt werden. 

1. Die Tätigkeitsform der „Arbeitsbereitschaft“ 
wird aufgegeben und derjenigen der (Voll- oder 
Normal-)Arbeit eingegliedert. Unter Arbeitsbe- 
reitschaft wird bis heute noch in antiquierter 
und in sich widersprüchlicher Weise die „wache 
Achtsamkeit im Zustand der Entspannung“ ver- 
standen. Abgesehen davon, daß mit dieser Be- 
grifflichkeit nicht exakt umgegangen werden 
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kann, tendieren heute immer mehr industrielle 
Arbeitsprozesse dazu, Beobachtungs- und Über- 
wachungstätigkeiten an die Stelle unmittelbarer 
Eingriffe in die Produktion zu setzen. Ver- 
schwimmen hier schon die Grenzen zwischen 
Arbeit und Arbeitsbereitschaft, so ist anderer- 
seits auch zu berücksichtigen, daß Bereitschafts- 
zeiten genauso wie Arbeit das Zur- Verfügung- 
Stellen der eigenen Arbeitskraft für fremde 
Zwecke darstellt, also auch entsprechend einzu- 
ordnen ist. 

2. Während im bisherigen Verständnis Bereit- 
schaftsdienst und Rufbereitschaft nicht in den 
Geltungsbereich der Arbeitszeitordnung von 
1938 fielen, werden nunmehr beide Tätigkeits- 
formen — da sie ja gleichfalls das Zur-Verfü- 
gung-Stellen von Arbeitskraft für fremde 
Zwecke dar stellen — dem Arbeitszeitgesetz un- 
terworfen. Der Begriff des Bereitschaftsdienstes 
wird im wesentlichen wie im bisherigen Ver- 
ständnis verwandt. Daß er überhaupt eine be- 
sondere Behandlung gegenüber der Vollarbeit 
erfährt — worin man einen Widerspruch zu dem 
unter I. Gesagten erblicken könnte — , liegt dar- 
an, daß man beim Bereitschaftsdienst klar zwi- 
schen Tätigkeit und Nichttätigkeit im arbeits- 
vertraglich geschuldeten Sinne unterscheiden 
kann, was im Falle der Arbeitsbereitschaft zwei- 
felhaft ist. Zu einer Regelung der Rufbereit- 
schaft besteht insofern besonderer Anlaß, als zu- 
nehmend ein neuer schädlicher Typ der „Arbeit 
auf Abruf 3 4 an Boden gewinnt (vor allem im ter- 
tiären Wirtschaftssektor), der dazu führt, daß 
Arbeitnehmer/innen zunehmend ihrer Zeitsou- 
veränität beraubt werden. Der Entwurf unter- 
sagt deshalb die Arbeit auf Abruf (§ 3 Abs. 4, § 23 
Abs. 1 Nr. 1) und sichert dieses Verbot gegen Un- 
terlaufensstrategien dadurch ab, daß er die Tä- 
tigkeitsform der Rufbereitschaft (die in gewis- 
sen Bereichen wie dem Gesundheits sektor nach 
wie vor notwendig ist und zulässig bleiben soll) 
einengend präzisiert. Das Abgrenzungsmerkmal 
der zulässigen Rufbereitschaft (§ 1 Abs. 5) von 
der unzulässigen Arbeit auf Abruf (§ 3 Abs. 4) ist, 
daß bei ihr die Bereitschaftszeiten außerhalb 
der betriebsüblichen täglichen Arbeitszeit lie- 
gen; Bereitschaftszeiten innerhalb dieser be- 
triebsüblichen Arbeitszeit sind fortan unzuläs- 
sig. 

3. Die arbeitsgebundene Zeit den Regelungen des 

Arbeitszeitrechts zu unterwerfen, ist ein wichti- 
ges Anliegen des Entwurfs (Absatz 2). Wie be- 
reits in der Einleitung betont, gewinnen zuneh- 
mend solche Zeiten, die zwar außerhalb des be- 
zahlten Zeitanteils liegen, aber immer noch 
durch fremdbestimmte Arbeit gebunden sind, an 
Bedeutung. Die hängt nicht zuletzt mit Standort- 
entscheidungen der Unternehmen zusammen 
und legt von daher nahe, ihnen die Verantwor- 
tung für die sozialen Folgen solcher Entschei- 
dungen nicht einfach abzunehmen. Um hierfür 
einen normativen Ansatzpunkt zu schaffen, defi- 
niert Absatz 2 die arbeitsgebundene Zeit, die 
dann in § 2 Abs. 2 geregelt wird. 


Absatz 6 definiert entsprechend der bisherigen Ter- 
minologie, aber für Außenstehende durchsichtiger, 
den Unterschied zwischen Mehrarbeit und Über- 
stunden. Mehrarbeit hat als Anknüpfungspunkt die 
in diesem Gesetz geregelte regelmäßige tägliche 
oder wöchentliche Arbeitszeit; Überstunden haben 
als Anknüpfungspunkt die betriebsübliche individu- 
al- oder kollektivvertraglich vereinbarte Arbeitszeit. 
Daß letztere in den bisherigen Regelungen der AZO 
nicht enthalten waren, ging regelmäßig zu Lasten 
solcher beschäftigten Gruppen, deren individualver- 
tragliche von den betriebsüblichen Arbeitszeiten 
ab wichen; daß Arbeitszeit selbst in Absatz 1 abwei- 
chend von § 2 Abs. 1 AZO definiert wird, hat dekla- 
ratorische Bedeutung, in der gleichwohl die Grund- 
gedanken dieses Entwurfs zum Ausdruck kommen. 
Die Definition soll verdeutlichen, daß Erwerbsar- 
beit nur ein Teil der gesellschaftlichen Gesamtar- 
beit ist, und daß ausschließlich dieser Teil der ge- 
sellschaftlichen Gesamtarbeit Regelungsgegen- 
stand des Arbeitszeitgesetzes ist. Hintergrund die- 
ser Neudefinition ist das Bemühen des Entwurfs, 
die im Fünften Abschnitt ermöglichte Umverteilung 
von Teilen der Erwerbsarbeit auf andere Formen 
von Arbeit zu bewirken. 


Zweiter Abschnitt: Arbeitszeit im allgemeinen 

Der Abschnitt enthält Regelungen zu regelmäßiger 
täglicher und wöchentlicher Arbeitszeit und zu be- 
sonderen Arbeitszeitformen. Anlaß dazu, auch letz- 
tere in dem Entwurf ausführlich zu behandeln, gibt 
vor allem die Entwicklung der gegenwärtigen be- 
trieblichen Arbeitszeitpolitik. Unstreitig sind heute 
die Arbeitsverhältnisse, die auf der Grundlage des 
sogenannten „Normalarbeitstages“ beruhen, im (ab- 
soluten und relativen) Rückgang begriffen. Demge- 
genüber gewinnen Arbeitszeitgestaltungen (absolut 
und relativ) zunehmendes Gewicht, die in mehr 
oder minder deutlicher Weise von der Figur des 
„Normalarbeitstages“ abweichen. Diesen Gestal- 
tungsformen haftet eine strukturelle Zwiespältig- 
keit an. Sie flexibilisieren den Arbeitstag, indem sie 
den Unternehmen, partiell auch den Beschäftigten, 
individuelle Gestaltungsräume eröffnen. Damit dro- 
hen sie aber zugleich, die relativen Sicherungen 
und Kontrollmöglichkeiten, die der Normalarbeits- 
tag bot, zu Lasten der Beschäftigten auszuhebeln 
und auf diese Weise auch die Schutzgesetze leerlau- 
fen zu lassen. Aus diesem Gründe bedürfen die fle- 
xiblen Arbeitszeitgestaltungen besonderer Auf- 
merksamkeit. Die in ihnen enthaltene Chance von 
Zeitsouveränität soll genutzt, zugleich aber gegen- 
über Gefahren totaler zeitlicher Fremdbestimmung 
der Beschäftigten durch die Unternehmen abgesi- 
chert werden. 


Zu § 2: Regelmäßige tägliche und wöchentliche Ar- 
beitszeit 

Der Gesetzentwurf geht davon aus, daß die 35-Stun- 
den-Woche und eine entsprechend verkürzte Tages- 
arbeitszeit ein arbeits- und sozialpolitisches Erfor- 
dernis ersten Ranges dar stellt. Gleichwohl be- 
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schränkt sich der Entwurf in seiner wichtigsten 
chronometrischen Regelung, die § 3 AZO ablösen 
soll, darauf, das festzuschreiben, was in weitesten 
Bereichen abhängiger Arbeit heute bereits tariflich 
verankert ist: Die 40-Stunden-Woche und den Acht- 
stundentag bei einer Verteilung der Arbeit auf 
fünf Werktage in der Woche (Absatz 1). Hierbei — 
wie bei anderen Vorschriften — geht der Entwurf 
davon aus, daß die Tarifautonomie der an der Ge- 
staltung des Arbeitslebens Beteiligten (Artikel 9 
Abs. 3 GG) es, wenn nicht ausschließt, so doch nicht 
ratsam erscheinen läßt, arbeits- und sozialpolitische 
Maßnahmen derartigen Ranges durch Gesetz zu re- 
geln. Hinsichtlich der Länge der Arbeitszeit wird in 
diesem Entwurf die Funktion des Gesetzgebers 
vielmehr darin gesehen, den öffentlich-rechtlichen 
Arbeitsschutz mit seinen Sicherungsvorkehrungen 
dem Stand des tarifautonom Erreichten anzupas- 
sen. 

Erstmals in der Geschichte des Arbeitszeitrechts 
wird in Absatz 2 die arbeitsgebundene Zeit geregelt. 
Der Grund der Regelung wurde bereits in der Be- 
gründung zu § 1 Abs. 2 genannt: Die Dispositions- 
freiheit der Unternehmen hinsichtlich der Standort- 
wahl legt nahe, ihnen die gesellschaftlichen Kosten 
von Standortentscheidungen aufzuerlegen. Es ist 
im tarifpolitischen Bereich verschiedentlich in der 
Diskussion gewesen, Wegezeiten wie Arbeitszeiten 
zu behandeln. In wenigen Sektoren gibt es dazu 
bereits ansatzweise Regelungen (z. B. die Auslö- 
sung im Baubereich). Die Behandlung arbeitsge- 
bundener Zeit als Arbeitszeit gesetzlich zu dekretie- 
ren, erscheint freilich wenig sinnvoll. Einmal würde 
auch hier übermäßig stark in die tarifautonome Ge- 
staltung eingegriffen; zum anderen besteht noch zu 
wenig Klarheit über etwaige unerwünschte sozial- 
politische Nebenwirkungen (z. B. Diskriminierungs- 
wirkungen) einer solchen Maßnahme. Deshalb geht 
der Entwurf den Weg, das Problem der arbeitsge- 
bundenen Zeit zwar zu thematisieren und rahmen- 
artig zu regeln, aber eine nichtindividualvertragli- 
che, sondern nur kollektivrechtliche Rahmenrege- 
lung zu schaffen, die der jeweiligen betrieblichen 
Konkretisierung bedarf. Abgestellt wird dabei auf 
einen betrieblichen Durchschnitt arbeitsgebunde- 
ner Zeiten, der — anders als eine individuelle ar- 
beitsgebundene Zeit — ein deutlicher Indikator für 
die Abhängigkeit arbeitsgebundener Zeiten von der 
unternehmerischen Standortwahl sein dürfte. Das 
Höchstmaß von elf Stunden täglich und 50 Stunden 
wöchentlich erscheint gesellschafts- und familien- 
politisch geboten und arbeitspolitisch tolerierbar. 
Engere Grenzen zu ziehen, würde sogleich die Ge- 
fahr aufwerfen, daß weiter entfernt wohnende, ein- 
zelne Arbeitnehmer/innen von einer solchen Rege- 
lung diskriminiert würden. Daß bei der Ermittlung 
des Betriebsdurchschnitts nur Vollzeitbeschäftigte 
berücksichtigt werden, soll möglichen Umgehungs- 
strategien durch Teilzeitbeschäftigung entgegenar- 
beiten. Absatz 1 Satz 2 führt ein Kontrollverfahren 
und mögliche Abhilfemaßnahmen ein, überläßt frei- 
lich durch bloß beispielhafte Aufzählungen den be- 
trieblichen Verhandlungspartnern Gestaltungs- 
spielraum. Das Recht der im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften, Abhilfemaßnahmen eigenständig 
zu fordern, dient dazu, deren Durchsetzung auch 


gegen etwaige betriebliche Widerstände in die 
Wege zu leiten. 


Zu § 3: Besondere Arbeitszeitregelunen 

Eine der längst üblich gewordenen flexibleren Ar- 
beitszeitformen stellt die Gleitzeit dar (Absatz 1). 
Der Entwurf sieht in der Gleitzeit Chancen für indi- 
viduelle Zeitsouveränität. Er sieht darin aber auch 
die Gefahr, daß familien- und gesundheitspolitisch 
ebenso wie arbeitsmärktpolitisch unerwünschte 
Folgen eintreten, wenn die Ausgleichszeiträume für 
Zeitguthaben zu flexibel gestaltet werden. Dann be- 
steht nämlich die Gefahr des dauernden Unter- 
laufens der regelmäßigen Arbeitszeit wie auch die 
Gefahr der völligen Einpassung individueller Ar- 
beitszeiten in unternehmensseits vorgegebene Ka- 
pazitätsüberlegungen. Die Regelungen des Ent- 
wurfs bestehen daher ausschließlich in der Setzung 
von Obergrenzen und in der Begrenzung von Aus- 
gleichszeiträumen. Die in Absatz 1 getroffene Rege- 
lung scheint den angesprochenen Chancen wie Ge- 
fahren gleichermaßen gerecht zu werden. 

Daß der Bereitschaftsdienst dem Arbeitszeitgesetz 
unterworfen wird, wurde allgemein bereits begrün- 
det. Daß nicht mehr einzusehen ist, Bereitschafts- 
zeiten generell unterschiedlich gegenüber Arbeits- 
zeiten zu behandeln, führt dazu, auch für Bereit- 
schaftsdienst den Arbeitszeiten vergleichbare 
Höchstgrenzen zu setzen. Satz 2 sieht freilich Aus- 
nahmemöglichkeiten vor, die einerseits durch die 
Tatsache zu rechtfertigen sind, daß bei Bereit- 
schaftsdienst Bereitschaftszeit und Arbeitszeit 
deutlicher zu trennen sind als bei Arbeitsbereit- 
schaft, die andererseits durch die Sonderbedingun- 
gen der betreffenden Sektoren (z. B. Gesundheits- 
sektor) erfordert werden. Um einerseits die notwen- 
dige Flexibilität zu belassen, andererseits der Be- 
schäftigtenseite erforderliche Kontrollpositionen 
einzuräumen, wurde in Satz 3 ein Kollektivverein- 
barungsvorbehalt für solche Ausnahmeregelungen 
aufgenommen. Einem durchgängigen Prinzip des 
Entwurfs folgend wird dieser Vorbehalt zunächst 
den Tarifvertragsparteien, hilfsweise den betriebli- 
chen Verhandlungspartnern eingeräumt. 

Rufbereitschaft bedarf einer besonderen Regelung 
(Absatz 3), einerseits um sie von der unzulässigen 
Arbeit auf Abruf (Absatz 4) abzugrenzen, anderer- 
seits der Tatsache Rechnung zu tragen, daß die Be- 
reitschaftszeit hier — im Gegensatz zum Bereit- 
schaftsdienst — keine Arbeitszeit im Sinne des 
AZG (§ 1 Abs. 3) darstellt. Wichtig war daher einer- 
seits, eine dem Bereitschaftsdienst entsprechende 
Obergrenze zu ziehen, Ausnahmeregelungen ent- 
sprechend einerseits flexibel, andererseits kontrol- 
lierbar auszugestalten, außerdem eine Entgeltrege- 
lung vorzusehen und den Mißbrauch durch aus- 
schließliche Beschäftigung in Rufbereitschaft aus- 
zuschließen. Schließlich mußte auch eine Regelung 
in den Entwurf aufgenommen werden, die die ge- 
setzliche Ruhepauseregelung auch für aneinander 
anschließende Zeiten von Rufbereitschaft und Nor- 
malarbeit vorsehen. Denn gerade insoweit kommt 
es im Gesundheitswesen heute vielfach weder zu 
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gesundheits- noch arbeitspolitisch erträglichen 
Mißständen. 

Daß Arbeit auf Abruf zu verbieten ist (Absatz 4), 
wurde bereits begründet Es ist unzulässig, wenn 
Unternehmen das im allgemeinen Unternehmensri- 
siko wurzelnde Kapazitätsrisiko auf Arbeitnehmer/ 
innen abwälzen und ihnen damit nicht nur das 
Lohn- und Gehaltsrisiko überbürden, sondern dar- 
über hinaus auch noch von einer arbeitsmarktpoli- 
tisch erwünschten Beschäftigungspolitik absehen. 
Das Kriterium der Arbeit auf Abruf ist, daß sie wäh- 
rend der betriebsüblichen täglichen Arbeitszeit 
stattfindet. Um das Verbot der Arbeit auf Abruf mit 
ausreichenden Sanktionen zu versehen, wurde ein 
doppelter Weg gewählt. Satz 2 fingiert, als sei bei 
der unzulässigen Arbeit auf Abruf die Bereit- 
schaftszeit normale Arbeitszeit; § 23 Abs. 1 Nr. 1 
stellt darüber hinaus eine solche Beschäftigung un- 
ter Strafe. 

Eine sozialpolitisch äußerst brisante Problematik 
stellt die zunehmende Häufigkeit von Schichtarbeit 
dar. Die Belastungen, die von dieser Tätigkeit aus- 
gehen, sind besonders für den Wechselschichtbe- 
trieb und für den Nachtarbeit einschließenden, voll- 
kontinuierlichen Schichtbetrieb charakteristisch. 
Niemand zweifelt heute mehr daran, daß Schichtar- 
beit, die nicht nur vorübergehend geleistet wird, 
gravierende körperliche, psychische und soziale 
Schädigungen nach sich zieht. Da solche Schädi- 
gungen weder individuell zu tolerieren noch sozial- 
politisch in ihren Folgen zu verkraften sind, bedarf 
es hier — wie auch bei der Nachtarbeit — ein- 
schneidender gesetzlicher Eingriffe. Ihre Grenze 
finden solche Eingriffe lediglich daran, daß Nacht- 
und Schichtarbeit nicht undifferenziert einfach ver- 
boten, sondern nur auf das geringstmögliche Maß 
reduziert werden können. Der Entwurf sieht hier 
wiederum nur Rahmenbedingungen vor, die der ta- 
riflichen und betrieblichen Ausfüllung bedürfen. Er 
tritt der verbreiteten betrieblichen Praxis entgegen, 
überlange Nachtschichten zu fahren, indem er aus- 
nahmslos die Acht-Stunden-Grenze für den Schicht- 
arbeitstag anordnet. Die in Satz 2 angeordnete Ru- 
hezeit stellt gleichfalls nur eine Mindestzeit dar, um 
die Umstellung von einer Schicht auf die andere zu 
ermöglichen. Da der Entwurf hinsichtlich der 
Nachtarbeit von einem Verbot mit Erlaubnisvorbe- 
halt ausgeht (§§ 15 und 16), ist Schichtbetrieb, der 
Nachtarbeit einschließt, entsprechend einge- 
schränkt. Die Ausnahmen werden in der Begrün- 
dung zu § 16 erläutert. 

Die Freiheit zur kollektivrechtlichen Regelung ist 
am weitesten bei Saison- und Kampagnenbetrieben 
(Absatz 6) ausgestaltet. Starre und einheitliche Re- 
gelungen können der Vielfalt dieser Beschäfti- 
gungsarten nicht gerecht werden; sie -würden mit 
Sicherheit sogar sozialpolitisch unerwünschte Ne- 
benwirkungen nach sich ziehen. Deshalb verzichtet 
der Entwurf insoweit auf einen einheitlichen, recht- 
lichen Maßstab für Ausnahmeregelungen, bindet 
sie aber in jedem Fall an das Vorhandensein kollek- 
tivrechtlicher Regelungen, wobei — wie auch sonst 
im Entwurf — der Tarifautonomie die Gestaltungs- 
priorität eingeräumt wird. 


Dritter Abschnitt: Ruhepausen, Verfügungszeiten, 
Ruhezeiten 

Wie in der Einleitung betont, beabsichtigt der Ent- 
wurf, flankierend zu Maßnahmen der Arbeitszeit- 
verkürzung in den Arbeitstag selbst Zeitanteile ein- 
zuziehen, die der Auflockerung des Arbeitstages, 
der Entdichtung des Arbeitsprozesses, der individu- 
ellen und kollektiven Kommunikations- und Gestal- 
tungsfreiheit dienen. Damit soll verhindert werden, 
daß eine wenn auch kürzere Arbeitszeit immer mo- 
notoner, unmenschlicher und unerträglicher wird. 
Zugleich sollen betriebliche Zeitreserven geschaf- 
fen werden, die — als „innere“ Arbeitszeitverkür- 
zung — die Schaffung eines Personalpuffers und 
dadurch die arbeitsmarktpolitisch dringend er- 
wünschte Neueinstellung von Beschäftigten nahele- 
gen. Gegenüber der geltenden Pausenregelung un- 
terscheidet sich der Entwurf ferner dadurch, daß er 
nur noch allgemeine, nicht mehr geschlechtsspezifi- 
sche Bestimmungen enthält; dieses Prinzip wird 
auch beim Nachtarbeitsverbot mit Erlaubnisvorbe- 
halt durchgehalten. Durch diese Art der Regelung 
wird beabsichtigt, die Diskriminierungswirkungen, 
die Sonderregelungen für Frauen erfahrungsgemäß 
nach sich ziehen, zu vermeiden. Auf die Problema- 
tik solcher Sonderregelungen wird ausführlicher in 
der Einführung zum Sechsten Abschnitt — Nacht- 
arbeit — eingegangen. 

Zu § 4: Ruhepausen 

Die AZO sah unterschiedliche Pausenregelungen 
für Frauen und Männer vor. Hierfür gibt es keine 
arbeitsmedizinischen Gründe. Die Ungleichbehand- 
lung führt zudem zur Diskriminierung von Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt und zu organisatorischen 
Schwierigkeiten in der betrieblichen Praxis. Der 
Entwurf sieht daher eine einheitliche Regelung vor, 
die sich an der bisher für Frauen geltenden Vor- 
schrift der AZO (§18 Abs. 1) orientiert. Wegen der 
durch einseitige Belastungen steigenden Anforde- 
rungen an den menschlichen Organismus ist eine 
Pause nunmehr schon nach vier, nicht mehr erst 
nach viereinhalb Stunden zu gewähren. Die Vor- 
schrift über die Mindestdauer von Ruhepausen 
trägt den gesundheitlichen Anforderungen Rech- 
nung. Bisher geltende und praktizierte Sonderrege- 
lungen in Schichtbetrieben werden durch die Aus- 
nahmevorschrift des Satzes 3 berücksichtigt. 

Eine Vorschrift über Aufenthaltsräume für die Pau- 
senzeiten (bisher § 18 AZO) ist durch die entspre- 
chenden Regelungen in der Arbeitsstättenverord- 
nung und den hierzu ergangenen Richtlinien ent- 
behrlich geworden. 


Zu § 5: Persönliche Verfügungszeit 

Die menschliche Arbeitskraft wird am Arbeitsplatz 
immer mehr durch vorgegebene Maschinenrhyth- 
men bestimmt und kontrolliert. Zeitpuffer, die frü- 
her zur Erledigung notwendiger Bedürfnisse oder 
kurzzeitiger Entspannungen genutzt werden konn- 
ten, werden durch die technische Entwicklung nicht 
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mehr nur im Arbeiter-, sondern zunehmend auch 
im Angestelltenbereich eliminiert. Der Entwurf soll 
sicherstellen, daß die Arbeitsorganisation in Berei- 
chen, in denen solche Zeitpuffer nicht mehr beste- 
hen (beispielsweise bei Fließband- oder Taktarbeit, 
an Bildschirmarbeitsplätzen oder bei Kassierern/ 
innen in Märkten usw.), durch Einplanung von 
Springern oder vergleichbaren Vorhaltemaßnah- 
men nachweislich die Möglichkeit der Inanspruch- 
nahme solcher notwendiger Bedarfszeiten für den/ 
die einzelnen/e schafft. 

Eine zehnminütige Verfügungszeit während eines 
Arbeitszeitblocks von vier Stunden trägt auch der 
steigenden Zahl von Teilzeitbeschäftigten Rech- 
nung. Diese Beschäftigtengruppe unterliegt meist 
harten und einseitigen Arbeitsbedingungen, ohne 
einen Anspruch auf Ruhepausen zu erlangen. 

Besonders belastende Arbeitsbedingungen machen 
häufiger Unterbrechungen der Arbeit notwendig, 
um Gesundheitsgefährdungen zu vermeiden. Des- 
halb kann die betriebliche Interessenvertretung 
von dem/der Arbeitgeber /in eine Verlängerung der 
persönlichen Verfügungszeit für die betreffenden 
Arbeitnehmer/innen verlangen. Gedacht ist bei- 
spielsweise an Arbeitsplätze, bei denen der/die Ar- 
beitnehmer/in akuten Gesundheitsgefährdungen 
durch Schadstoffe, extrem einseitige Belastungen 
während längerer Zeitdauer oder schädlichen Wit- 
terungseinflüssen auf Dauer ausgesetzt ist. 


Zu § 6: Kollektive Verfügungszeit 

Der Betrieb ist nicht nur ein Ort der Produktion, 
sondern auch ein Ort der Kommunikation, der Be- 
gegnung, des Lernens. Die technische Entwicklung 
am Arbeitsplatz wie auch die Intensivierung der 
Arbeit haben aber die Arbeit immer mehr zerstük- 
kelt, die Arbeitnehmer/innen vereinzelt und früher 
vorhandene Spielräume zur Kommunikation einge- 
engt. Um der Tendenz entgegenzuwirken, die die 
menschliche Arbeitskraft immer mehr zum An- 
hängsel einer anonymen Maschinerie degradiert, 
ist es notwendig, Freiräume für die kollektive Erör- 
terung von Problemen und Erfahrungen zu schaf- 
fen. Besonders in der engeren Arbeitsumgebung, 
der betrieblichen Arbeitsgruppe, entstehen immer 
wieder Situationen, die solche Spielräume verlan- 
gen: wenn neue Kollegen/innen oder Vorgesetzte 
eingestellt werden; wenn Fragen der Arbeitsorgani- 
sation, des Betriebsklimas zu erörtern sind; wenn 
man sich mit einer technischen Neuerung vertraut 
machen muß usw. Betriebs-, auch Abteilung sver- 
sammlungen werden allein diesem Erfordernis 
nicht gerecht. Denn diese Versammlungen finden 
zu selten statt und umfassen, besonders in Großbe- 
trieben, so viele Arbeitnehmer/innen, daß eine Aus- 
sprache über individuelle oder arbeitsgruppenspezi- 
fische Fragen ausgeschlossen ist. Zusätzliche Be- 
triebsgruppentreffen sind geeignet, solche Barrie- 
ren abzubauen und für anstehende Fragen durch 
die Betroffenen Lösungen erarbeiten zu lassen. 

Da ein Zwang zu kollektiven Besprechungen nach 
aller Erfahrung wenig hilfreich ist, wurde auf eine 


gesetzliche Verpflichtung zur Durchführung von 
Betriebsgruppenversammlungen verzichtet, zu- 
gleich aber einer qualifizierten Minderheit von 25 % 
der Mitglieder einer Betriebs gruppe die Möglich- 
keit eingeräumt, auch gegen den Willen der Mehr- 
heit eine solche Versammlung durchzuführen. Der 
in Absatz 1 Satz 2 verankerte individuelle Rechts- 
anspruch dient dazu, dem/der einzelnen im Falle 
der Verweigerung der kollektiven Verfügungszeit 
durch den/die Arbeitgeber /in rechtliche Durchset- 
zungschancen zu verschaffen. Die Begriffsdefini- 
tion ist erforderlich, da der Begriff „Betriebsgrup- 
pe“ bisher rechtlich nicht existierte; sie orientiert 
sich an der betrieblichen Arbeitsorganisation (Ab- 
satz 2). 


Zu § 7: Ruhezeiten 

Die Ruhezeit zwischen zwei Arbeits schichten dient 
der Entspannung, der Erholung und der Entfaltung 
der Persönlichkeit außerhalb des Berufslebens. Die 
Mindestruhezeit wird in diesem Entwurf auf zwölf 
Stunden verlängert. Branchenspezifischen Umstän- 
den tragen — wie auch an anderer Stelle des Ent- 
wurfs — die Ausnahmemöglichkeiten in Absätzen 2 
und 3 Rechnung. Auch für die Rufbereitschaft gel- 
ten diese Vorschriften (Absatz 3). Es kann davon 
aus gegangen werden, daß bei Ausnahmeregelungen 
aufgrund der nunmehr notwendigen Zustimmung 
durch die Gewerkschaften der wichtigen Bedeu- 
tung der Ruhezeit insgesamt Rechnung getragen 
wird. Die Notwendigkeit einer weiteren Verkürzung 
der Ruhezeiten durch das Gewerbeaufsichtsamt 
(§12 Abs. 1 Satz 3 AZO) kann nicht mehr anerkannt 
werden. Die gesundheitlichen und persönlichen Be- 
lange der Arbeitnehmer/innen haben Vorrang vor 
betrieblichen Bedürfnissen. 

Vierter Abschnitt: Mehrarbeit und Überstunden- 
vergütung 

Ein grundlegendes Ziel dieses Entwurfs ist, die Zahl 
von Mehrarbeits- und Überstunden drastisch zu re- 
duzieren, um zur Verringerung der Arbeitslosigkeit 
beizutragen und zugleich gesundheitsschädliche 
Beanspruchungen der Arbeitnehmer /innen zu ver- 
ringern. Angesichts einer Zahl von 2,3 Mio. regi- 
strierter Arbeitsloser in der Bundesrepublik 
Deutschland ist es nicht länger sozial vertretbar, 
daß gleichzeitig pro Jahr etwa 2 Mrd. Überstunden 
anfallen. Aus diesem Grund schränkt der Entwurf 
Mehrarbeit bzw. Überstunden stark ein und bevor- 
zugt deren Abgeltung in Freizeit statt in Geld. 


Zu § 8: Zulässige Mehrarbeit 

Da schon die Regelarbeitszeit auf 40 Stunden pro 
Woche begrenzt ist (§ 2), gilt jede weitere Stunde als 
Mehrarbeit. Mehrarbeit wird nur noch in begrenz- 
tem Maße, nämlich für zwei Stunden pro Woche, 
zugelassen — und auch das nur, soweit eine kollek- 
tive Regelung dies zuläßt. Fehlt es an einer solchen, 
so kann einzelvertraglich eine Stunde pro Woche 
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vereinbart werden. Voraussetzung ist jedoch, daß es 
sich um unaufschiebbare und unvorhersehbare Ar- 
beiten handelt. Mit dieser Einschränkung soll ge- 
währleistet werden, daß Mehrarbeit, die aufgrund 
der Auftragslage voraussehbar war, nicht im Wege 
der Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit erle- 
digt wird, sondern daß Neueinstellungen vorgenom- 
men werden. Angesichts der heutigen Möglichkei- 
ten zur Personalplanung und Vorausberechnung 
des Arbeitskräftebedarfs ist diese Einschränkung 
der Mehrarbeit Arbeitgebern/innen zumutbar, zu- 
mal in Absatz 3 für den Fall ernsthaften Bedarfs die 
Zusammenlegung zu einer Sonderschicht möglich 
bleibt. 

Absatz 4 verankert einen Unterlassungsanspruch 
des Betriebs- und Personalrats im Falle einseitiger 
Mehrarbeit- bzw. Überstundenanordnung durch 
den/die Arbeitgeber/ in und korrigiert damit die 
umstrittene Rechtsauffassung des Bundesarbeits- 
gerichts, das 1983 einen derartigen Unterlassungs- 
anspruch verneint hatte. Dieser fast durchgängig 
abgelehnten Rechtsprechung sind auch die Instanz- 
gerichte zu großen Teilen bisher nicht gefolgt. Der 
Einschränkung von Mehrarbeit bzw. Überstunden 
dient auch das Zustimmungserfordernis des/der be- 
troffenen Arbeitnehmers/in (Absatz 5). Die Durch- 
brechung des Grundsatzes, daß Kollektivvereinba- 
rungen in der Regel verbindliche Wirkungen für die 
betroffenen Arbeitnehmer/innen entfalten (norma- 
tive Wirkung), war erforderlich, um einzelne Arbeit- 
nehmer/innen nicht dem Zwang zu Überstunden 
auszusetzen. Wegen der mit der Ablehnung von 
Überstunden verbundenen Gefahr der Schlechter- 
behandlung sieht der Entwurf ein Diskriminie- 
rungsverbot vor, das in einer Beweiserleichterung 
für den/die Arbeitnehmer/in besteht. 


Zu § 9: Überstundenabgeltung 

Der Entwurf versucht, durch eine Mischung von 
Verboten und Anreizen zu einer stärkeren Inan- 
spruchnahme von Freizeitausgleich für geleistete 
Überstunden zu gelangen, was sowohl gesundheits- 
wie beschäftigungspolitisch wünschenswert ist. 
Während für die Überstunden selbst von der zwei- 
ten Stunde pro Woche an zwingend der Freizeitaus- 
gleich vorgeschrieben ist, gilt für die Zuschläge ins- 
gesamt ein Wahlrecht. Um den Freizeitausgleich at- 
traktiver zu machen, wird der Zuschlag in Zeit dop- 
pelt so hoch angesetzt wie der Entgeltzuschlag (Ab- 
satz 2). Damit der/die Arbeitnehmer/in in die Lage 
versetzt wird, im betrieblichen Alltag nach eigenen 
Bedürfnissen von dem Freizeitanspruch Gebrauch 
zu machen, wird ihm/ihr nicht nur das Wahlrecht 
zwischen Entgelt- oder Freizeitanspruch einge- 
räumt, sondern auch das Vorschlagsrecht über die 
Lage des Freizeitausgleichs (Absatz 3). In der Pra- 
xis wird der/die Arbeitnehmer/in drei Vorschläge 
für den Zeitpunkt des Ausgleichs machen; auf einen 
dieser Vorschläge muß sich der/die Arbeitgeber/in 
einlassen. Der Ausgleichszeitraum ist auf neun, in 
Ausnahmefällen auf 13 Wochen begrenzt, um nicht 
einen Anreiz für Überstunden durch Erwerb zusätz- 
licher Urlaubsansprüche zu geben und um den Ar- 


beitgeber zu veranlassen, bei längerfristigem Mehr- 
arbeitsbedarf Neueinstellungen vorzunehmen. 


Zu § 10: Mehrarbeit und Überstunden bei Teilzeit- 
beschäftigung 

Die Vorschrift soll sicherstellen, daß Teilzeitbe- 
schäftigung nicht dazu mißbraucht wird, die gene- 
rellen Einschränkungen von Mehrarbeit und Über- 
stunden, wie in §§ 8 und 9 vorgesehen, zu umgehen. 
Aus diesem Grund gilt für alle Teilzeitbeschäftigten 
jede Stunde, die über die vertraglich vereinbarte 
Arbeitszeit in der Woche hinaus gearbeitet wird, als 
Überstunde im Sinne der §§ 8 und 9. 


Zu § 11: Mehrere Arbeitgeber 

Diese Vorschrift dient lediglich der Darstellung. 


Fünfter Abschnitt: Freistellungsansprüche 

Ein wesentliches Ziel dieses Entwurfs für ein Ar- 
beitszeitgesetz ist, die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, erhebliche Anteile der für Erwerbsarbeit 
auf gewandten Zeit aus dieser Zweckbindung zu lö- 
sen und die entsprechenden Zeitanteile anderen ge- 
sellschaftlich notwendigen und nützlichen Arbeiten 
zugänglich zu machen. Diese Umverteilung von 
Zeitanteilen dient einem Bündel von Zielen: Sie 
führt zu einer Verkürzung der Arbeitszeit, sie 
dürfte dadurch in zahlreichen Fällen zur Neuein- 
stellung bisher Arbeitsloser führen, sie trägt den 
individuellen Zeiteinteilungsbedürfnissen in der Er- 
werb sbiografie Rechnung; und sie schafft Raum für 
die — oft in der politischen Diskussion als fehlend 
beklagte — gesellschaftliche Betätigung Erwerbstä- 
tiger jeden Alters. 

Die Vorschriften des Fünften Abschnitts enthalten 
dementsprechend Freistellungsansprüche, die — je 
nach gesellschaftlichem Zweck und wirtschaftlicher 
Vertretbarkeit — von zeitweiligen Arbeitsbefreiun- 
gen ohne Verdiensteinbuße über solche mit staat- 
lich zu gewährenden Lohnersatzleistungen bis zu 
unbezahlter Freistellung reichen. Der zu erwar- 
tende Beschäftigungseffekt wird zu einer Entla- 
stung des Sozialetats beitragen, dessen Mittel inso- 
weit zur Finanzierung von Freistellungskosten her- 
angezogen werden können (insbesondere in den 
Fällen des § 13). 


Zu § 12: Bezahlte Freistellung 

Die Regelung des Absatzes 1 folgt weitgehend der 
zu § 616 Abs. 1 BGB entwickelten Rechtsprechung 
und einer Reihe tariflicher Vorschriften. Weiterge- 
hend ist die in Satz 2 vorgesehene Verlängerung 
der Freistellung um 15 Tage. Sie ist bei schwerwie- 
genden Erkrankungen, beispielsweise eines Kindes, 
unabweislich, da Alleinerziehende oder vollberufs- 
tätige Paare die notwendige Pflege häufig nicht ge- 
währleisten können. Der Zeitraum von insgesamt 
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20 Tagen ist angemessen, auch um im Falle einer 
eventuell notwendigen weiteren Pflege andere Lö- 
sungsmöglichkeiten zu finden. Um den Unterneh- 
men nicht Kosten sozialpolitischer Maßnahmen in 
unangemessener Höhe aufzubürden, ist ein Lohn- 
und Gehaltserstattungsanspruch gegenüber dem 
Träger der Krankenversicherung des/der Arbeit- 
nehmer/in vorgesehen (Satz 3). 

Absatz 2 sieht bezahlte Freistellungen zur Teil- 
nahme an anerkannten Bildungsveranstaltungen 
vor. Angesichts der rasanten technischen Entwick- 
lungen und der auf die gesamte Gesellschaft zu- 
kommenden politischen, ökonomischen und ökolo- 
gischen Probleme ist es dringend notwendig, alle 
Gruppen der Bevölkerung, besonders auch die ab- 
hängig Beschäftigten, in den Stand zu versetzen, 
sich ein eigenständiges Bild gesellschaftlicher Rea- 
lität und möglicher Alternativen zu machen. Fort- 
und Weiterbildung, besonders im kulturellen und 
politischen Bereich, droht weitgehend wieder ein 
Privileg besser verdienender Schichten der Gesell- 
schaft zu werden. Erst für einen Teil der Arbeitneh- 
mer/innen bestehen solche Freistellungsansprüche 
in Tarifverträgen oder Ländergesetzen. Aber schon 
die Ansätze von Zurücknahme von Bildungsur- 
laubsgesetzen, z. B. in Niedersachsen, verdeutli- 
chen, unter welchem Druck die Aus- und Weiterbil- 
dung gerade der Arbeitnehmer/innen in einer al- 
lein auf Wachstum und Profit orientierten Gesell- 
schaft steht. Um dieser Tendenz entgegenzuarbei- 
ten, greift Absatz 2 die bisherigen Bildungsurlaubs- 
ansprüche auf und schafft Vorbedingungen, sie zu 
verallgemeinern. 

Während Freistellungen zum Zwecke der Teil- 
nahme an staatlicher oder institutionalisierter Ho- 
heitsausübung in einigen Gesetzen und Tarifverträ- 
gen vorgesehen sind, wird die Teilnahme an den 
Prozessen politischer Willensbildung auf „unteren“, 
„basisnahen“ Ebenen als Privatsache behandelt. 
Die Möglichkeit der Teilnahme bleibt häufig von 
der Gunst der sozialen oder persönlichen Lebens- 
umstände abhängig. Ehrenamtliche politische 
Pflichten werden deshalb überwiegend von Besser- 
verdienenden oder wirtschaftlich Gesicherten über- 
nommen (Angestellte, Unternehmer, Beamte, Frei- 
berufler). Umgekehrt führt das mangelnde Angebot 
an ehrenamtlicher Mitarbeit zu verstärkter Profes- 
sionalisierung der Willensbildung in politischen Or- 
ganisationen. Die wenig repräsentative Zusammen- 
setzung zentraler Entscheidungsgremien (Kommu- 
nalparlament bis Deutscher Bundestag) ist ein In- 
diz für die ausschließenden Wirkungen der beste- 
henden Zeit- und Einkommensressourcen für sol- 
cherlei Betätigung. Um solche Ressourcen zu schaf- 
fen, soll der Entwurf die Umverteilung eines gewis- 
sen Zeitanteils ermöglichen. Er räumt Arbeitneh- 
mern/innen das Recht ein, ein Minimum an politi- 
scher Teilnahme im Rahmen der regulären Arbeits- 
zeit und ohne Verdiensteinbußen zu praktizieren 
(Absatz 3). Bislang existieren Freistellungsansprü- 
che zu ehrenamtlicher politischer Tätigkeit nur im 
Beamtenrecht (z. B. Sonderurlaubsverordnung). 
Entsprechende Regelungen fehlen in der Privat- 
wirtschaft. Der Entwurf dehnt solche Ansprüche 
auf alle Arbeitnehmer/innen aus und entkleidet sie 


einiger einschränkender Bestimmungen. Die be- 
wußt allgemein gehaltene Öffnung zugunsten lokal- 
und regional- sowie gesellschaftspolitischer Betäti- 
gungen soll die Arbeit in Bürgerinitiativen und ähn- 
lichen Projekt- und Arbeitsgruppen einschließen. 
Eine Begrenzung findet nur quantitativ, im Rah- 
men von Absatz 5, statt. 

Arbeitnehmer/innen haben besondere Schwierig- 
keiten, persönliche Termine, ob privater oder öf- 
fentlicher Art, wahrzunehmen, ohne sich einen Tag 
Urlaub zu nehmen oder in peinliche Begründungs- 
pflichten zu geraten. Das Bedürfnis nach Freizeit 
zur Erledigung persönlicher Belange ist in einigen 
Bundesländern in Gestalt des Hausarbeitstages 
verankert. Statt diesen Hausarbeitstag abzuschaf- 
fen, wie die gegenwärtige Bundesregierung plant, 
ist arbeits- und sozialpolitisch erstrebenswert, ihn 
auf alle Arbeitnehmer/innen auszudehnen (Ab- 
satz 4). 

Quantitative Begrenzung der Freistellungen nach 
Absätzen 2 bis 4 auf 20 Tage soll einerseits die fi- 
nanzielle Belastung dadurch in Grenzen halten, sie 
bedeutet andererseits eine bewußte Privilegierung 
der Freistellungen nach Absätzen 2 und 3. Während 
für den keiner Begründung bedürftigen Verfü- 
gungstag aufs Jahr verteilt zwölf Tage zur Verfü- 
gung stehen, können bei Aktivitäten, die unter die 
Absätze 2 und 3 fallen, acht Tage mehr in Anspruch 
genommen werden. 


Zu § 13: Freistellungen mit Lohnersatzansprüchen 

Der Freistellung zur Kinderbetreuung kommt zen- 
trale Bedeutung im Rahmen des AZG zu. Sie soll 
dazu beitragen, berufstätige Eltern, Elternteile und 
andere Betreuungspersonen für häusliche Tätigkeit 
zu entlasten und zugleich die starren Formen ge- 
schlechtsspezifischer Arbeitsteilung in Beruf und 
F amilie zu lockern. Der Entwurf lehnt sich an die in 
den Beamtengesetzen enthaltenen Freistellungsan- 
sprüche u. a. zur Kinderbetreuung für beide Ge- 
schlechter bis zu sechs Jahren und mehr, allerdings 
unter Fortfall der Bezüge, an, die in der Privatwirt- 
schaft noch keine Entsprechung haben. 

Da das Nebeneinander von Vollzeitarbeit und Kin- 
derbetreuung oft viele Probleme für Kinder und Er- 
wachsene mit sich bringt, scheiden — nahegelegt 
durch die herrschende Form der geschlechtlichen 
Arbeitsteilung — in der Regel Frauen nach der Nie- 
derkunft aus dem Erwerbsleben aus. Sie handeln 
sich damit für ihr künftiges Erwerbsleben und ihre 
Alterssicherung erhebliche und dauerhafte Nach- 
teile ein. Das Gesetz über den Mutterschaftsurlaub 
stellt die erwerbstätige Frau für kurze Zeit nach der 
Niederkunft von der Arbeit frei und sichert ihr den 
Arbeitplatz bei einer (allerdings äußerst geringen) 
finanziellen Unterstützung. Diese Maßnahme weist 
in die richtige Richtung, greift aber — auch im 
internationalen Maßstab — zu kurz. Der Freistel- 
lungszeitraum ist zu knapp bemessen, die Unter- 
stützungszahlungen vermögen den Lebensunter- 
halt nicht zu sichern und lassen die Vorschriften 
gerade für die besonders belasteten Alleinerziehen- 
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den leerlaufen. Die geschlechtsspezifische Ausrich- 
tung des Anspruchs allein auf Mütter widerspricht 
dem Gleichberechtigungspostulat der Verfassung 
und zementiert tradierte Rollenverteilungen von 
Mann und Frau in Beruf und Familie, anstatt einen 
Beitrag zu ihrer Veränderung zu leisten. 

Um eine wirkliche Entlastung für Betreuungsperso- 
nen zu erreichen, sieht Absatz 1 eine geschlechtsun- 
spezifische Freistellungsmöglichkeit von bis zu drei 
Jahren für jedes Kind und eine ausreichende fi- 
nanzielle Unterstützung vor. Daß Alleinerziehenden 
ein dreijähriger Freistellungsanspruch, gemeinsam 
erziehenden Betreuungspersonen jeweils nur ein 
Freistellungsanspruch von eineinhalb Jahren zu- 
steht, soll dazu beitragen, daß mehr Männer als bis- 
her von einer solchen Freistellungsmöglichkeit für 
Hausarbeit und Kindererziehung Gebrauch ma- 
chen. Die Möglichkeit der (dann länger dauernden) 
Teilfreistellungen (Absatz 2 Satz 2 und 3) gibt be- 
sonders gemeinsam Erziehenden die Chance, mit 
dem Berufsalltag Fühlung zu behalten, ohne frei- 
lich der häuslichen Arbeit ganz entzogen zu sein. 

Der — bundesgesetzlich noch zu regelnde (Ab- 
satz 4) — Unterstützungsbetrag soll so bemessen 
sein, daß der Lebensunterhalt mit dieser Unterstüt- 
zung auch für Alleinerziehende gesichert ist. Als 
Bezugsgröße kommt ein Betrag in Betracht, der 
dem Arbeitslosengeld entspricht, das der durch- 
schnittliche Beitragszahler für den Freistellungs- 
zeitraum erhalten hätte, wäre der Ausfall durch Ar- 
beitslosigkeit bedingt. 

Wichtig im Rahmen des Entwurfs ist aber auch die 
Freistellung zu anderer gesellschaftlich notwendi- 
ger, wenn auch nicht in Gestalt von Erwerbsarbeit 
sich vollziehende Arbeit (Absatz 3). Anknüpfungs- 
punkt sind hierbei die §§ 52 und 53, Abgabenord- 
nung 1977, die Betätigungen zu bestimmten ge- 
meinnützigen Zwecken (z. B. von uneigennütziger 
Betätigung zur Förderung von Wissenschaft, Kul- 
tur, Religion, der Völkerverständigung, des Umwelt- 
und Landschaftsschutzes, der Jugend- und Alten- 
betreuung) bereits heute als begünstigenswert an- 
zuerkennen. Stärkere Eigeninitiative, die von poli- 
tisch interessierter Seite immer wieder bschworene 
größere Eigenverantwortung der Bürger oder For- 
men nachbarschaftlicher Hilfe führen in diesen Be- 
reichen fraglos zu einer gewissen Entlastung der 
staatlichen Verwaltung und nicht selten zu besse- 
ren, da bürgernäheren, wohl auch zuweilen wirt- 
schaftlicheren Ergebnissen. Freilich wird die Stär- 
kung der Eigeninitiative nur dann in sozial ausge- 
wogener Weise gelingen, wenn sie nicht in völligem 
Widerspruch zur Notwendigkeit des Broterwerbs 
steht; anderenfalls wird sie wieder nur begüterten 
Schichten offenstehen. Die hier vorgeschlagene Re- 
gelung einer gewissen Honorierung solchen Enga- 
gements (Absatz 4) ist daher gesellschaftspolitisch 
geboten. Indem der Staat eigenverantwortliches 
Handeln unterstützt, ohne selbst reglementierend 
einzugreifen, leistet er zugleich einen Beitrag zur 
Entwicklung einer auf Selbstbestimmung und Ver- 
antwortungsgefühl für Mitmenschen und Umwelt 
basierenden politischen Kultur. 


§ 14: Unbezahlte Freistellung 

Der Wunsch nach einem „sabbatical“ wird heute 
immer häufiger geäußert. Darin kommt das Bedürf- 
nis zum Ausdruck, die überkommene starre Dreitei- 
lung der Lebensbiografie — Ausbildung, Erwerbstä- 
tigkeit, Ruhestand — auflockernd zu durchbrechen 
und so zu einer Verkürzung der Lebensarbeitszeit 
beizutragen. Eine Verlängerung etwa der Schulzeit 
oder Verkürzung des Arbeitslebens durch Vorruhe- 
stand verringert zwar die Lebensarbeitszeit, zemen- 
tiert aber zugleich das „Drei-Phasen-Schema“. Die- 
ses Bedürfnis wird in Absatz 1 durch einen Freistel- 
lungsanspruch, der keiner inhaltlichen Begründung 
bedarf, dafür aber auch zum Einkommensverlust 
führt, anerkannt. Erfahrungen über die Inanspruch- 
nahme solcher Vorkehrungen fehlen bislang noch. 
Freilich wird dies wesentlich von der künftigen Ein- 
kommensentwicklung, vom etwaigen Vorhanden- 
sein einer staatlichen Mindestversorgung wie auch 
von der Entwicklung der geschlechtsspezifischen 
Arbeitsteilung abhängig sein. Zumindest verspricht 
die Freistellung — soweit sie in Anspruch genom- 
men wird — Beschäftigungschancen, die arbeits- 
marktpolitisch wünschenswert sind. Aufgrund der 
vorgeschriebenen sechsmonatigen Ankündigungs- 
frist (Absatz 1 Satz 3) stellen diese Freistellungsan- 
sprüche die Arbeitgeber/ innen auch nicht vor unzu- 
mutbare Personalplanungsprobleme. Es könnten 
Bedenken gegen die Regelung im Hinblick auf 
einen möglichen Mißbrauch durch den/die Arbeit- 
geber/in erhoben werden. In der Praxis wird des- 
halb zu beobachten sein, ob sich derartige Befürch- 
tungen in bedeutsamem Maß realisieren, um dann 
gegebenenfalls für Abhilfe zu sorgen. 

Der Freistellungsanspruch zur Pflege kranker oder 
hilfsbedürftiger Personen (Absatz 2) knüpft wie- 
derum an in den Beamtengesetzen enthaltene Re- 
gelungen an, die allerdings Freistellungen bis zu 
sechs Jahren ermöglichen. Das häufig bedauerte 
Phänomen der Generationentrennung, des fehlen- 
den familiären Zusammenhalts hat wesentliche Ur- 
sachen in dem genannten Drei-Phasen-Schema und 
der dadurch bewirkten Einbindung der Erwachse- 
nen in ein überbeanspruchendes Berufsleben. Da 
ein zeitweiliges Ausscheiden aus dem Berufsleben 
oft zum endgültigen Arbeitsplatzverlust führt, wer- 
den viele Menschen davon abgehalten, überhaupt 
die Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger oder 
Freunde in Erwägung zu ziehen. Die Regelung in 
Absatz 2 soll hier neue Optionen eröffnen, indem 
zumindest die Wiedereingliederung ins Erwerbsle- 
ben nach einer längeren Beurlaubung ermöglicht 
wird. 


Sechster Abschnitt: Nachtarbeit 

Vor allem aus zwei Gründen stellt die Neuregelung 
der Nachtarbeit eines der brisantesten Probleme 
der aktuellen arbeitszeitpolitischen Diskussion dar. 
Einmal steht aus arbeitsmedizinischer und sozial- 
wissenschaftlicher Sicht heute eindeutig fest, daß 
Nachtarbeit — ungeachtet aller aktuellen und mög- 
lichen Schutzvorkehrungen — gesundheitsschädi- 
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gend und sozial isolierend ist. Die Konsequenz ei- 
ner völligen Beseitigung von Nachtarbeit kann 
gleichwohl nicht gezogen werden, da zahlreiche 
Versorgungs- und Dienstleistungen Nachtarbeit 
vom Abnehmerstandpunkt aus unverzichtbar ma- 
chen und in gewissem Umfang auch aus Produzen- 
tensicht Nachtarbeit nicht vermieden weden kann. 
Eine zweite Problemdimension stellt der geltende 
Frauenarbeitsschutz dar. Den gewerblichen Arbeit- 
nehmerinnen ist die Nachtarbeit — wenn auch 
durch zahlreiche Ausnahmen durchbrochen — ver- 
boten (§19 AZO). Diese an sich begrüßenswerte so- 
zialpolitische Maßnahme hat — weil sie selektiv 
ansetzt — sich zunehmend als Diskriminierungs- 
maßnahme, als Arbeitsmarktnachteil gewerblicher 
Arbeitnehmerinnen gegenüber gewerblichen Ar- 
beitnehmern, herausgestellt und wird deswegen 
kritisiert. Gewiß ist das Nachtarbeitsverbot für Ar- 
beiterinnen eine sozialpolitische Errungenschaft 
gewesen, auch in internationalen Abkommen abge- 
sichert. Das Problem ergibt sich nur daraus, daß, 
wenn das Nachtarbeitsverbot selektiv aufrechter- 
halten wird, auch die Diskriminierungsfunktion 
sich verstetigen wird. 

Der mit diesem Entwurf vorgeschlagene Weg zur 
Lösung des Problems ist, Nachtarbeit generell er- 
heblich einzuschränken, in der so eingeschränkten 
Form aber für alle Beschäftigtengruppierungen un- 
geachtet des Geschlechts zu öffnen. Wie es bislang 
bei der Regelung für Sonn- und Feiertagsarbeit der 
Fall war, so soll künftig für Nachtarbeit ein generel- 
les Verbot mit Erlaubnisvorbehalt gelten. Ausnah- 
men dürfen nur iloch gemacht werden, wo Verbrau- 
chernotwendigkeiten unabweisbar sind oder wo 
produktionstechnische (nicht produktionsökonomi- 
sche) Gründe dies erfordern; produktionstechnisch 
begründete Ausnahmen setzen ferner kollektivver- 
tragliche Regelungen voraus; die Nachtarbeit darf 
nur für einen beschränkten Zeitraum für die jewei- 
ligen Beschäftigten vereinbart werden. Im übrigen 
sieht der Entwurf die Beseitigung eines Sonderar- 
beitszeitschutzrechts für Frauen, wie es gegenwär- 
tig in §§ 16 bis 21 der AZO geregelt ist, vor. Bis auf 
die Beschäftigungsverbote des § 16 AZO — ohnehin 
ein Fremdkörper in einem Arbeitszeitgesetz — wird 
dieser Abschnitt der AZO durch den hier vorgeleg- 
ten Entwurf abgelöst. Es ist heute weithin aner- 
kannt, daß die arbeitsmedizinisch und sozialwissen- 
schaftlich ermittelte Belastung von Nachtarbeit bei 
Frauen sich nicht in signifikanter Weise unter- 
schiedlich dar stellt als bei Männern. Vor die Alter- 
native gestellt, eine selektive Schutzmaßnahme auf- 
rechtzuerhalten und damit geschlechtsspezifische 
Diskriminierung zu perpetuieren oder aber die 
Schutzmaßnahme auf wenn auch geringerem Ni- 
veau zu verallgemeinern und dadurch einen erheb- 
lichen Diskriminierungsfaktor abzubauen, ent- 
scheidet sich der Entwurf für die zweite der ge- 
nannten Möglichkeiten. 

Auch für das übrige Arbeitsschutzrecht wird eine 
vergleichbare Regelungskonzeption — Gleichbe- 
handlung von Männern und Frauen bei höchstmög- 
lichen allgemeinen Schutzstandards — angestrebt. 
§ 19 AZO wird nur deshalb nicht aufgehoben, weil 
das Problem von Beschäftigungsverboten nur im 


Kontext eines zu schaffenden Arbeitsschutzgeset- 
zes, nicht eines Arbeitszeitgesetzes, hinlänglich 
durchdrungen werden kann. So lange soll deshalb 
insoweit der bestehende Rechtszustand aufrechter- 
halten bleiben. 


Zu § 15: Nachtarbeitsverbot 

Die Regelung knüpft an § 19 AZO an, verallgemei- 
nert das Nachtarbeitsverbot aber auf sämtliche Ar- 
beitnehmer und Arbeitnehmerinnen, 


Zu § 16: Ausnahmen vom Verbot der Nachtarbeit 

Die Nummern 1 und 2 des Absatzes 1 stellen ab auf 
Zulässigkeit von Nachtarbeit, die vom Standpunkt 
des Abnehmers von Gütern und Dienstleistungen 
notwendig erscheint. Unbestreitbar lassen sich ge- 
wisse Versorgungsnotwendigkeiten (Nummer 1) 
nicht in einen Tag-/ Nachtrhythmus integrieren. 
Darüber hinaus stellt gerade die Tatsache, daß 
Nachtzeit Freizeit für die meisten Erwerbstätigen 
ist, auch den Grund dafür dar, daß zu dieser Zeit 
spezifische Dienstleistungen kultureller, kommuni- 
kativer und unterhaltender Art verlangt und er- 
bracht werden können müssen (Nummer 2). Bei 
produktionsbezogenen Ausnahmen legt der Ent- 
wurf den engen Maßstab der „unabweisbaren be- 
triebstechnischen Erfordernisse“ an. Da insoweit 
aber wieder branchenspezifische Bedürfnisse zu be- 
rücksichtigen sind, wird hier — wie an anderer 
Stelle des Entwurfs — die tarifvertragliche Rege- 
lung als Kontrolle und' Richtigkeitsgewähr veran- 
kert (Nummer 3). 

* 

Die Sicherungen des/der individuellen Arbeitneh- 
mers/in gegen erzwungene Nachtarbeit und Diskri- 
minierung sollen ein verallgemeinertes Äquivalent 
für den Fortfall der Schutzvorkehrung schaffen, die 
§ 19 AZO in selektiver und darum schädlicher Weise 
darstellte. 


Zu § 17: Entschädigung für die besondere Er- 
schwernis der Nachtarbeit 

Der Entwurf schafft, wenn schon Nachtarbeit nicht 
generell vermieden werden kann, mit dieser Be- 
stimmung Vorkehrungen, um die Dauer von Nacht- 
arbeit zu begrenzen und die mit ihr einhergehen- 
den Belastungen durch weitgehenden Freizeitaus- 
gleich zu kompensieren. 


Siebenter Abschnitt: Sonn- und Feiertagsruhe 

Auch die Regelung der Sonn- und Feiertagsarbeit 
folgt dem Prinzip des Verbots mit Erlaubnisvorbe- 
halt — wie dies bisher bereits üblich war (§§ 105 a 
bis 105 j Gewerbeordnung). Dieser Regelungskom- 
plex wird aus der Gewerbeordnung in das Arbeits- 
zeitgesetz übernommen, da er in dessen Sachzu- 
sammenhang gehört. Lediglich zwei Bestimmungen 
des verwiesenen Teils der Gewerbeordnung 
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(§§ 105 c und 105 f) werden aufrechterhalten, da auf 
sie in diesem Entwurf verwiesen wird. 


Zu § 18: Arbeitsverbot an Sonn- und Feiertagen 

Hier wird an §105a Gewerbeordnung angeknüpft, 
jedoch wird das Beschäftigungsverbot präzisiert. 


Zu § 19: Ausnahmen vom Verbot der Beschäftigung 
an Sonn- und Feiertagen 

Die Ausnahmen sind etwas weiter als die in § 16 
vorgesehenen, lehnen sich aber (in Nummer 1) an 
diese an. Die in Nummer 2 enthaltenen Verweisun- 
gen auf §§ 105 c und 105 f Gewerbeordnung konkreti- 
sieren Notfälle und betriebstechnische Erforder- 
nisse in weitergehender Weise, als nach § 16 des 
Entwurfs zulässig wäre. Eine solche weitergehende 
Fassung erscheint annehmbar, da die Belastung 
durch Sonn- und Feiertagsarbeit nicht so tiefgrei- 
fend erscheint wie diejenige durch Nacht- und 
Schichtarbeit. Die Freistellungsregelung des Absat- 
zes 2 soll sicherstellen, daß der Ausgleichszeitraum 
eng bleibt und daß wirklich eine individuelle Frei- 
stellung derer stattfindet, die Sonn- und Feiertags- 
arbeit geleistet haben. 


Achter Abschnitt: Ausnahmen, Durchführungs- 
und Übergangsregelungen 

Zu § 20: Ausnahmen in besonderen Fällen 

Eine allgemeine Ausnahmevorschrift für Kata- 
strophenfälle ist zweckmäßig. Zu denken ist an 
akute Gefährdung für Leib und Leben durch de- 
fekte Betriebsanlagen, aber auch Versorgungskri- 
sen aufgrund von Naturkatastrophen usw. 


Zu § 21: Aushänge und Verzeichnisse 

Die Vorschrift entspricht § 24 AZO. Sie gilt der 
Transparenz und der Durchsetzung der Rechte der 
Arbeitnehmer/innen. Nummer 3 war entsprechend 
der Neukonzeption dieses Entwurfs zu modifizie- 
ren. 


Zu § 22: Aufsichtsbehörde 

Das Gesetz räumt den Ländern die Möglichkeit ein, 
selbständig die für die Überwachung der Einhal- 
tung des Gesetzes zuständige Behörde zu bestim- 
men. Den Aufsichtsbehörden wird zur Wahrneh- 
mung ihrer Aufgaben das Recht eingeräumt, die 
Arbeitsstätten zu betreten. Dies gilt für Arbeitsstät- 
ten in Wohnungen wegen des Grundrechts der Un- 
verletzlichkeit der Wohnung gemäß Artikel 13 GG 
nur zur Verhütung dringender Gefahren (Absatz 4). 
Da die Aufsichtsbehörde ihrer Aufgabe nur gerecht 
werden kann, wenn sie von dem/der Arbeitgeber/in 
in unklaren Fällen notwendige Informationen er- 
hält, ist ihr in Absatz 3 ein entsprechendes Aus- 
kunftsrecht zuerkannt. 


Zu § 23: Straf- und Bußgeldvorschriften 

Mit der Erhöhung des Bußgeldrahmens soll deut- 
lich gemacht werden, daß die Nichteinhaltung die- 
ser Arbeitsschutzvorschriften keinesfalls als Kava- 
liersdelikt abgetan werden darf. Die individuelle 
und die gesamtgesellschaftliche Bedeutung, die der 
Einhaltung der Arbeitszeitgesetzesvorschriften zu- 
kommt, verlangt empfindliche Sanktionen für Fälle 
der Mißachtung. Aus diesem Grund ist auch in Ab- 
satz 3 die vorsätzliche Mißachtung einiger Vor- 
schriften des AZG als Vergehen eingestuft worden, 
das mit Geld- oder Freiheitsstrafe geahndet werden 
kann. Trotz grundsätzlicher Skepsis gegenüber 
Freiheitsstrafen sollte man nicht die Augen davor 
verschließen, daß solche Strafen besonders bei ka- 
pitalkräftigen Firmen häufig die einzige Möglich- 
keit darstellen, Sanktionsdruck auszulösen. 


Zu § 24: Anwendbarkeit 

Das AZG gilt entgegen den Vorschriften der AZO 
grundsätzlich für alle abhängig beschäftigten Per- 
sonen in der Bundesrepublik Deutschland. Ausge- 
nommen sind nur Jugendliche und Auszubildende, 
für die Sonderregelungen gelten, sowie Beschäf- 
tigte in leitender Stellung, die über ihre Arbeitszeit 
selbst bestimmen. Weitergehende Ausnahmen von 
der Anwendbarkeit, insbesondere im Hinblick auf 
den öffentlichen Dienst und die Bundeswehr sind 
weder gerechtfertigt noch notwendig. 

Zu § 25: Übergangsregelung 

Diese Regelung soll sicherstellen, daß die Tarifver- 
tragsparteien hinreichend Zeit haben, die Tarifver- 
träge auf zwingende Regelungen des neuen AZG 
umzustellen, ohne daß es zwischenzeitlich zu tarif- 
losem Zustand in einzelnen Branchen oder Betrie- 
ben kommt. Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, 
die den Vorschriften dieses Gesetzes zuwiderlaufen, 
verlieren insoweit sofort nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes ihre Gültigkeit. Dies ist unbedenklich, 
da auf betrieblicher Ebene leichter und schneller 
eine Neuregelung unter Beachtung des AZG zu tref- 
fen ist als auf der Ebene der Tarifvertragsparteien. 


Zu § 26: Berlin-Klausel 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu § 27: Inkrafttreten und Ablösung 

Die AZO von 1938 tritt mit dem Inkrafttreten dieses 
Entwurfs außer Kraft Daß davon § 16 AZO nicht 
betroffen ist, wurde bereits begründet (s. Begrün- 
dung zum Sechsten Abschnitt am Ende). 

Aus den Regelungen der Gewerbeordnung zum 
Sonn- und Feiertagsarbeitsverbot (§§ 105 a bis 105 j 
Gewerbeordnung), die insgesamt aufgehoben wur- 
den, werden lediglich §§105c und 105f fortgelten 
(s. Begründung zum Siebenten Abschnitt). 
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